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Vorwort.
Die Erläuterungen sind, soweit es sich um die im Jahre 1928 

erschienenen „wahlrechtlichen Bestimmungen" handelt, von 
StaatSrat im Staatsministerium des Innern H. von Jan 
gegeben. Die beamtenrechtlichen Vorschriften in Art. 78 mit 
126,151 mit 153, 157 sowie Art. 156 sind von Regierungs­
rat 1. Kl. im Staatsministerium des Innern M. Schatten­
froh, die übrigen Vorschriften von mir selbst erläutert. Das 
Inhaltsverzeichnis hat Gerichtsassessor vr. Derks gefertigt.

Die Arbeit war zunächst als kürzere Handausgabe gedacht. 
Bei der Ausarbeitung erwies es sich sowohl vom wissenschaft­
lichen Standpunkt aus wie nach den Bedürfnissen der Praxis 
als unerläßlich, zwar die Form der Handausgabe beizube­
halten, aber die Erläuterungen eingehender zu geben. Da­
durch verzögerte sich die Fertigstellung, besonders, als meine 
außerordentliche dienstliche Inanspruchnahme die unmittel­
bare Weiterarbeit an dieser Aufgabe sehr erschwert, ja nach 
Ferttgstellung des wesentlichen Teiles der Arbeit zeitweilig 
unmöglich gemacht hat.

Die Erläuterungen zur Bezirksordnung und zur Kreis­
ordnung werden als weiterer Band noch im Laufe dieses 
Jahres erscheinen.

Würzburg, 25. März 1931.
Laforet.
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Gemeindeordnung (GO.)

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen:

Art. 1.
Die Gemeinden sind Körperschaften des öffentlichen 

Rechts mit dem Rechte der Selbstverwaltung nach Maß­
gabe der Gesetze.
Grmei«demark«»g. Art. 2.

r Gemeinden sind die Teile des Staatsgebiets, die als 
Gemeinden beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen oder 
später gebildet werden. Sie bestehen, solange sie nicht nach 
Art. 5 aufgehoben werden.

"Städte und Märkte heißen die Gemeinden, die diese 
Bezeichnung beim Inkrafttreten dieses Gesetzes führen oder 
künftig durch das Staatsministerium des Innern erhaltm.

111 Die Benennung neuer Ansiedlungen sowie die Ände­
rung des Namens von Gemeinden, Ortschaftm und Ansied­
lungen bedarf der Genehmigung des Staatsministeriums 
des Innern.

Art. 3.
Jedes Grundstück muß einer Gemeindemarkung ange­

hören.
Art. 4.

iJn den Landesteilen rechts des Rheins sind von 
Art. 3 ausgenommen größere Waldungen, Freigebirge und 
Seen, die bisher keiner Gemeindemarkung zugeteilt waren. 
Sie bilden eigene, von dem Gemeindeverband abgesonderte 
Markungen. Diesen abgesonderten Markungen stehen die 
gemeindefreien Besitzungen der ehemals Coburgischen Lan­
desteile gleich.

Lasoret-v.Ian-Schadenfroh, Gemeindeordnung.



2 I. Texte. Gemeindeordnung.

11 Die Ortspolizei steht hier dem Bezirksamte zu. Die 
Eigentümer der Grundstücke haben die öffentlichrechtlichen 
Verpflichtungen der Gemeinden zu erfüllen, insbesondere 
die erforderlichen Verbindungswege, Brücken und Stege 
sowie die nötigen Sicherheitsvorrichtungen, Wegweiser und 
Warnungstafeln an ihnen herzustellen und zu unterhalten. 
Der Eigentümer der Grundstücke steht hinsichtlich der Er­
füllung dieser Verpflichtungen einer Gemeinde gleich.

in Die Staatsaufsicht obliegt dem Bezirksamt. Hierbei 
sind die für die Staatsaufficht über die Gemeinden gelten­
den Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Art. 5.
1 Änderungen im Bestände der Gemeindm, Ortschaften 

und abgesondertm Markungm sind zulässig, wenn alle Be­
teiligten einverstanden sind oder wmn die Kreisregierung 
ein dringendes öffentliches Bedürfnis dafür festgestellt 
hat. Die Änderungm werden vom Staatsministerium des 
Innern oder von der hierzu ermächtigten Kreisregierung 
verfügt.

"In dem Verfahrm sind beteiligt die Gemeindm, die 
Ortschaften, die Eigentümer abgesonderter Markungm, die 
Bezirke und Kreise, deren Grenzen unmittelbar Betroffen 
werden.

111 Bleibende Niederlassungen innerhalb der abgeson­
dertm Markungm und die Grundstücke, die mit dm Nie­
derlassungen eine wirtschaftliche Einheit bilden, sind einer 
der nächstgelegmen Gemeindm zuzuteilm, soweit nicht nach 
Art. 2 Abs. I eine eigene Gemeinde gebildet wird. Auch 
ohne die Begründung bleibender Niederlassungm und ohne 
die Voraussetzungm des Abs. I Satz 1 können abgesonderte 
Markungm, die nicht im Eigentume des Staates stehm, 
ganz oder teilweise den angrenzmdm Gemeindm ober einer 
von ihnen zugeteilt werden.

IV Sind mehrere Kreise beteiligt, so bestimmt das 
Staatsministerium des Innern die zuständige Kreis­
regierung.



Art. 6.
Bei Änderungen nach Art. 5 werden die Vermögens- 

Verhältnisse, die Rechte und Pflichten in Bezug auf be­
stehende Anstalten, Gebäude und Einrichtungen, die Über­
nahme von Beamten und Angestellten sowie die aus 
Dienstverhältnissen sich ergebenden Verpflichtungen gegen­
über Beamten und Angestellten und ihren Hinterbliebenen 
durch Übereinkunft der Betnligten geregelt. Kommt eine 
Übereinkunft nicht zustande, so entscheidet die Kreisregie­
rung durch Schiedspruch nach billigem Ermessen; diese 
Entscheidung kann mit der Feststellung des dringenden 
öffentlichen Bedürfnisses (Art. 5 Abs. I Satz 1) verbunden 
werden.

Art. 7.
l Wenn es sich bei Änderungen nach Art. 5 um unbe­

siedelte oder noch nicht baureife Grundflächen von wmiger 
als 10 ha oder um besiedelte oder baureife Grundflächen 
von weniger als 0,5 ha handelt, entscheidet die Kreisregie­
rung nach Art. 5 Abs. I Satz 1 endgültig. Im übrigen 
können die Beteiligten sowie der Generalstaatsanwalt beim 
Verwaltungsgerichtshofe gegen Entscheidungen der Kreis­
regierungen, die nach Art. 5 Abs. I Satz 1 und Art. 6 er­
gehen, binnen vierzehn Tagen Beschwerde zum Berwal- 
tungsgerichtshof erheben. Dieser entscheidet als Schiedsge­
richt nach billigem Ermessen. Kreisregierung und Verwal­
tungsgerichtshof entscheiden im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren.

H Die Kosten des Verfahrens trägt der Staat mit Aus­
nahme der Vertretungskosten der Beteiligten.

Art. 8.
1 Die Staatsaufsichtsbehörde kann in den von der Än­

derung betroffenen Gemeinden Neuwahlen für den Rest 
der laufenden Wahlzeit anordnen, auf die gleiche Zeit 
die Zahl der Mitglieder der Bertretungskörper über die 
bisherige Zahl vermehren und die Wahl für die neuen 
Stellen auf Teile des Gemeindebezirkes beschränken.

1*



4 I. Texte. Gemeindeordnung.

11 Wird bei einer Änderung vereinbart, daß das Eigen­
tum oder ein anderes Recht an einem Grundstücke von einer 
Gemeinde auf eine andere Gemeinde übergehen soll, so tritt 
die Rechtsänderung in dem Zeitpunkt ein, in dem die Ände­
rung im Bestände der Gemeinde wirksam wird oder der in 
der Verfügung über die Änderung bestimmt wird. Das 
gleiche gilt, wenn die Vereinbarung durch eilten rechtskräf­
tigen Schiedspruch ersetzt wird.

Art. 9.
1 Bei Änderungen nach Art. 5 erstrecken sich die öffmt- 

lichrechtlichen Vorschriften der Gemeinde, mit der die Ver­
einigung erfolgt ist, vom Zeitpunkte der Änderung an auch 
auf die einbezogenen Gebiete; die in diesen Gebieten bis 
zur Vereinigung geltenden öffentlichrechtlichm Vorschrif­
ten der Gemeinde treten gleichzeitig außer Kraft. Aus­
nahmen können in der Verfügung über die Änderung ge­
nehmigt werden.

11 Sft der Aufenthalt Voraussetzung für Rechte oder 
Pflichten, so gilt der vor der Änderung liegende Aufenthalt in dem 
einbezogenen Gebiet als Aufenthalt in der neuen Gemeinde.

Art. 19.
Gemeindebeamte, die infolge der Änderung von einer 

anderen Gemeinde übernommen werden sollen, sind ver­
pflichtet, in den Dienst der neuen Gemeinde zu treten, wenn 
ihnen eine ihrer Berufsbildung entsprechende Stelle zu­
gewiesen wird und ihre Rechte gewahrt werden. Im Streit­
fall entscheidet die Staatsaufsichtsbehörde der neuen Ge­
meinde im verwaltungsgerichtlichen Verfahren. Im zwei­
ten Rechtszug entscheidet der Verwaltungsgerichtshof. Die 
neue Gemeinde hat dem Beamten die Umzugskosten nach 
den Vorschriften zu ersetzen, die für die Beamten des 
Staates bestehen.
EhrentÜrgerrecht. Art. 11.

Die. Gemeinden sind befugt, an volljährige Personm 
das Ehrenbürgerrecht zu verleihen. Die Verleihung an 
Ausländer bedarf der Genehmigung des Staatsministe^ 
riums des Innern.



Dieast-nndHoheltözeichr«. Art. 12.
i Zur Annahme von Wappen und Flaggenfarben und 

zu ihrer Änderung bedürfen die Gemeinden der Genehmi­
gung des Staatsministeriums des Innern. Dieses kann 
allgemeine Anordnungen hierüber erlassen.

u Die Gemeinden führen Dienstsiegel. Form und Be­
schaffung der Dienstsiegel regelt das Staatsministerium 
des Innern. Gemeinden, die ein Wappen besitzen, können 
es im Dienstsiegel führen.

ui Das Staatsministerium des Innern kann die Dienst­
abzeichen der Bürgermeister und anderen Mitglieder des 
Gemeinderats regeln.

Berfaffung. Art. 13.
!®er Gemeinderat besteht

1. aus dem ersten Bürgermeister,
2. in Gemeinden mit weniger als 200 Einwohnern aus

5 ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,
in Gemeinden mit 200, aber weniger als 500 Ein­

wohnern aus höchstens 8 ehrenamtlichen Gemeinde­
ratsmitgliedern,

in Gemeinden mit 500, aber weniger als 1000 Ein­
wohnern aus höchstens 12 ehrenamtlichen Gemeinde­
ratsmitgliedern,

in Gemeinden mit 1000, aber weniger als 10000 
Einwohnern aus höchstens 20 ehrenamtlichen Gemeinde­
ratsmitgliedern,

in Gemeinden mit 10000, aber weniger als 50000 
Einwohnern aus höchstens 30 ehrenamtlichen Gemeinde­
ratsmitgliedern,

in Gemeinden mit 50000, aber weniger als 100000 
Einwohnern aus höchstens 40 ehrenamtlichen Gcmeinde- 
ratsmitgliedern,

in Gemeinden mit 100000 und mehr Einwohnern 
aus höchstens 50 ehrenamtlichen Gemeinderatsmit­
gliedern.



6 I. Texte. Gemeindeordnung.

ii Die Zahl der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder 
im Rahmen des Abs. I Ziff. 2 bestimmt der Gemeinderat. 
Eine Änderung ist nur für den Ablauf der Wahlzeit zulässig.

in Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein oder 
zwei weitere Bürgermeister in den Gemeinderat zugewählt 
werden; sie haben unbeschadet der besonderen Bestimmungen 
dieses Gesetzes die Rechte und Pflichten der Gemeinderats­
mitglieder.

iv Nur in Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
können die Bürgermeister berufsmäßig angestellt werden. 
In diesen Gemeinden kann außerdem der Gemeinderat be­
schließen, daß ein oder mehrere berufsmäßige Gemeinde­
ratsmitglieder in den Gemeinderat zugewählt werden; diese 
haben Stimmrecht nur in den Gegenständen ihrer Geschäfts- 
aufgabm.

v In Städten heißt der Gemeinderat Stadtrat, in 
Märkten Marktgemeinderat.

Art. 14.
2 Wenn in Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern min­

destens ein Drittel, in Gemeinden mit mehr als 2000 Ein­
wohnern mindestens ein Fünftel der Anzahl der bei der 
letzten Gemeindewahl in den Wählerlisten eingetragenen 
Wahlberechtigten es beantragt, ist den Wahlberechtigten 
Gelegenheit zu geben darüber abzustimmen, ob die ehren­
amtlichen Mitglieder des Gemeinderats sich einer Neuwahl 
zu unterziehen haben. Der Antrag kann durch einen Be­
schluß des Gemeinderats ersetzt werden. Dieser Beschluß ist 
nur dann gültig, wenn sämtliche Mitglieder des Gemeinde­
rats zur Sitzung unter Mitteilung des Gegenstandes der 
Beschlußfassung geladen wurden, zwischen der Ladung und 
dem Beschluß eine Woche liegt und wenn zwei Drittel der 
erschienenen Mitglieder des Gemeinderats dem Beschlusse 
zustimmen. Vor Ablauf eines Jahres nach einer Wahl des 
Gemeinderats kann ein Antrag nach Satz 1 nicht gestellt 
und ein Beschluß nach Satz 2 nicht gefaßt werden.



11 Die Staatsaufsichtsbehörde ermittelt, ob die Vor­
aussetzungen für die Abstimmung erfüllt sind, und ordnet 
die Abstimmung an.

111 Haben sich mindestens drei Fünftel der abgegebenm 
gültigen Stimmen für die Neuwahl ausgesprochen, so ordnet 
die Staatsaufsichtsbehörde die Neuwahl an. Die Neuge­
wählten versehen das Amt für den Rest her laufenden 
Wahlzeit. Haben sich nicht wenigstens drei Fünftel der 
abgegebenen gültigen Stimmen für die Neuwahl ausge­
sprochen, so kann innerhalb eines Jahres nach der Ab­
stimmung das Verfahren nicht wiederholt werden.

Iv Das Staatsministerium des Innern ordnet das 
Verfahren beim Anträge der Wahlberechtigten und bei der 
Abstimmung; bei der Ordnung des Abstimmungsverfahrens 
sind die Vorschriften über die Gemeindewahlen zugrunde 
zu legen. Für die Anfechtung und Berichtigung der Ab­
stimmung gelten die Vorschriften des Art. 74 entsprechend.

Art. 15.
1 Kreisunmittelbare Gemeinden sind verpflichtet, wenig­

stens ein berufsmäßiges Mitglied des Gemeinderats anzu­
stellen, das die Befähigung für den höheren Justiz- und 
Verwaltungsdienst in Bayern besitzt.

11 Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern müssen 
für die Geschäftsstelle der Gemeinde einen Gemeindebeamten 
anstellen, der die Prüfung für den mittleren Staats- und 
Gemeindeverwaltungsdienst mit Erfolg abgelegt hat, wenn 
nicht einer der Bürgermeister diese Prüfung oder die Prü­
fung nach Abs. I bestanden hat. Dies gilt auch für mehrere 
Gemeinden, die zusammen mehr als 2000 Einwohner zählen 
und sich zur Aufstellung eines gemeinsamen Beamtm nach 
Satz 1 vereinigt haben. Die Staatsaufsichtsbehörde kann 
Ausnahmen zulassen. Dem Gemeindebeamten nach Satz 1 
und Satz 2 kommt beratende Stimme im Gemeinderate zu.

Geschäftsgang. Art. 16.
Der Gemeinderat vertritt die Gemeinde und verwaltet 

ihre Angelegenheiten. Er kann zur Regelung des Geschäfts-
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gangs eine Geschäftsordnung erlassen; in Gemeinden mit 
mehr als 2000 Einwohnern muß eine Geschäftsordnung 
erlassen werden.

Art. 17.
1 Der erste Bürgermeister leitet und verteilt die Ge­

schäfte. Er führt den Vorsitz im Gemeinderat und bereitet 
die Beratungsgegenstände für die Sitzungen des Gemeinde­
rats vor; soweit Beratungsgegenstände zu den Geschäfts­
aufgaben eines berufsmäßigen Mitglieds des Gemeinderats 
gehören, obliegt diesem Mitgliede die Vorbereitung unbe­
schadet der Zuständigkeit des ersten Bürgermeisters zur 
Leitung der Geschäfte. Der erste Bürgermeister vollzieht 
die Beschlüsse des Gemeinderats und vertritt hierbei den 
Gemeinderat nach außen. Er ist befugt, in eigener Zustän­
digkeit dringende Anordnungen, die sofort vollzogen werden 
müssen, zu erlassen und unaufschiebbare Geschäfte zu er- 
erledigen; hiervon hat er dem Gemeinderat in der nächsten 
Sitzung Kenntnis zu geben. Der erste Bürgermeister kann 
ferner einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung und 
solche Geschäfte, die sich zur Behandlung im Gemeinderate 
nicht eignen, in eigener Zuständigkeit besorgen. Durch die 
Geschäftsordnung oder durch besondere Beschlüsse können 
ihm weitere Geschäfte zur selbständigen Erledigung über­
tragen werden.

11 Der erste Bürgermeister hat Beschlüsse des Gemeinde­
rats, die er für rechtswidrig hält, zu beanstanden und den 
Vollzug bis zur Entscheidung der Staatsaufsichtsbehörde zu 
unterlassen.

111 Urkunden, die eine Verpflichtung der Gemeinde be­
gründen, müssen in Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern 
vom ersten Bürgermeister und zwei Mitgliedern des Ge­
meinderats unterzeichnet sein.

Art. 18.
1 Die allgemeine Stellvertretung des ersten Bürger­

meisters steht zunächst den weiteren Bürgermeistern in ihrer 
Reihenfolge zu. Im übrigen regelt die allgemeine ©teil» 
Vertretung des ersten Bürgermeisters der Gemeinderat;



hierbei sind in erster Linie berufsmäßige, in zweiter Linie 
ehrenamtliche Gemeinderatsmitglieder als Stellvertreter zu 
bestimmen; dieser Beschluß des Gemeinderats ist öffentlich 
bekanntzumachen.

11 Der erste Bürgermeister kann seine Befugnisse teil­
weise dem zunächst zur Vertretung gesetzlich berufenen 
Bürgermeister oder mit dessen Zustimmung einem weiteren 
Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied oder Gemeindebeamten 
widerruflich übertragen. In den lchteren Fällen kann der 
erste Bürgermeister als seinen Stellvertreter in den Ange­
legenheiten, die zu den Geschäftsaufgaben des weiteren 
Bürgermeisters oder eines berufsmäßigen Gemeinderats­
mitglieds gehören, zunächst nur den beteiligten Bürger­
meister oder das beteiligte Gemeinderatsmitglied bestellen.

Art. 19.
1 Der Gemeinderat beschließt in Sitzungen.
11 Der Gemeinderat wird von dem ersten Bürgermeister 

berufen und muß berufen werden, wenn es ein Viertel der 
ehrenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats unter Bezeich­
nung des Verhandlungsgegenstandes schriftlich beantragt.

in Der Gemeinderat ist beschlußfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder geladen sind und wenn mehr als die Hälfte der 
für den Beratungsgegenstand stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend ist. In Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern 
sollen die Gegenstände der Verhandlung bei der Ladung 
angegeben werden. In Gemeinden mit mehr als 3000 Ein­
wohnern ist eine Ladung unnötig, wenn die Sitzungszeiten 
im voraus durch Beschluß des Gemeinderats bestimmt sind.

Art. 20.
1 Ein Mitglied kann an der Beratung und Abstimmung 

nicht teilnehmen, wenn der Beschluß ihm selbst, seinem Ehe­
gatten, einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad oder einer von ihm gesetzlich oder kraft Voll­
macht vertretenen Rechtspersönlichkeit des bürgerlichen 
Rechts einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringm 
kann. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet dÄ
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Gemeinderat ohne Mitwirkung des in Betracht kommenden 
Mitglieds; gegen die Entscheidung kann jedes Mitglied des 
Gemeinderats binnen vierzehn Tagen Beschwerde einlegen, 
über welche die unmittelbar vorgesetzte StaatSaufsichtS- 
behörde endgültig entscheidet. Hat ein Mitglied des Ge­
meinderats entgegen der Bestimmung des Satzes 1 an der 
Beratung und Abstimmung teilgenommen, so ist der Be­
schluß ungültig.

11 Ist der Gemeinderat durch Verhinderung von Mit­
gliedern nach Abs. I beschlußunfähig geworden, so treten 
für die verhinderten Mitglieder die Ersatzleute in der 
gesetzlichen Reihenfolge ein. Ist auf diese Weise die Be­
schlußfähigkeit nicht zu erreichen, so kann die Staatsauf­
sichtsbehörde die zur Beschlußfähigkeit erforderliche Zahl 
herabsetzen oder das sonst zum Besten der Gemeinde Not­
wendige verfügen.

in Ebenso kann die Staatsaufsichtsbehörde verfahren, 
wenn der Gemeinderat durch andere Hindernisse zeitweise 
beschlußunfähig geworden ist und unauffchiebbare Beratungs- 
gegenMnde vorliegen.

Art. 21.
i Der Gemeinderat beschließt in offener Wstimmung 

mit Mehrheit der Abstimmenden. Wahlen können in ge­
heimer Abstimmung vvrgenommen werden, wenn dies im 
einzelnen Falle beschlossen wird. Kein Mitglied darf sich 
der Stimme enthalten. Bei Stimmengleichheit ist der An­
trag abgelehnt.

ii Wahlen sind nur gültig, wenn sämtliche Mitglieder 
des Gemeinderats unter Angabe dieses Gegenstandes ge­
laden sind und mehr als die Hälfte seiner Mitglieder an­
wesend ist. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abge­
gebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt. Wird diese 
Mehrheit im ersten Wahlgange nicht erreicht, so tritt Stich­
wahl unter den beiden Bewerbern ein, die im ersten Wahl­
gange die höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, wer in die Stich­
wahl zu bringen ist. Ergibt auch die Stichwahl Stimmen-



gleichheit, so entscheidet das Los. Für die Wahlen nach 
Art. 65 gelten die besonderen Bestimmungen dieses Ge­
setzes und der Wahlordnung.

111 Beschlüsse über die Anstellung von Personen im 
Gemeindedienste gelten nicht als Wahlen, soweit es sich 
nicht um die Anstellung berufsmäßiger Mitglieder des Ge­
meinderats handelt.

Art. 22.
1 Der Gemeinderat kann vorberatende Ausschüffe bil­

den. In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern sollen 
alle wichtigen Angelegenheiten, insbesondere Angelegen- 
heitm, die der staatsaufsichtlichen Genehmigung bedürfen, 
die Aufstellung des Voranschlags, Abweichungen vom Vor­
anschlag sowie die Feststellung der Rechnung in einem vor­
beratenden Ausschüsse vorbehandelt werden.

ii Der Gemeinderat kann die Verwaltung bestimmter 
Geschäftszweige oder die Erledigung einzelner Geschäfte be­
schließenden Ausschüssen (Senaten) übertragen. Beschlüsse, 
die der Gmehmigung der Staatsaufsichtsbehörde bedürfen, 
und Beschlüsse über die allgemeine Regelung der Bezüge 
der Gemeindebeamten kann nur der Gemeinderat fassen; 
dies gilt auch für Beschlüsse über die Bezüge der einzelnen 
Gemeindebeamten, falls die Bezüge nicht allgemein geregelt 
sind.

ui Die beschließenden Ausschüsse erledigen die ihnen 
übertragenen Angelegenheiten an Stelle des Gemeinderats. 
Dem Gemeinderat ist jedoch die Nachprüfung ihrer Be­
schlüsse unbenommen, sofern die aus den Beschlüssen er­
wachsenen Rechte Dritter hiervon nicht berührt werden. Die 
Nachprüfung muß erfolgen, wenn der erste Bürgermeister 
oder ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses binnen 
einer vom Gemeinderat in der Geschäftsordnung bestimmtm 
Frist dies beantragt. Soweit jedoch die beschließenden Aus­
schüsse verwaltungsgerichtlich tätig sind, unterliegen ihre 
Entscheidungen lediglich der Nachprüfung nach dm Vor­
schriften über das verwaltungsgerichtliche Verfahren.
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Iv Die Besetzung der Ausschüsse wird durch die Ge­
schäftsordnung geregelt. Hierbei ist dafür zu sorgen, daß 
die Minderheiten verhältnismäßig vertreten sind; Ände­
rungen im Stärkeverhältnis sind zu berücksichtigen; Stell­
vertretung ist zulässig.

v Auf den Geschäftsgang der beschließenden Ausschüsse 
sind die Vorschriften über den Geschäftsgang des Gemeinde­
rats entsprechend anzuwenden. Der Geschäftsgang der vor­
beratenden Ausschüsse wird durch die Geschäftsordnung ge­
regelt. Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der erste 
Bürgermeister.

Vl Der Gemeinde rat kann einen Ausschuß jederzeit auflösen.

Art. 23.
1 Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweft 

nicht Rücksichten auf das Wohl des Reiches, des Staates, 
der Gemeinde oder berechtigte Ansprüche einzelner entgegen­
stehen. Über dm Ausschluß der Öffentlichkeit wird in ge­
heimer Sitzung beratm und entschieden.

11 Der Vorsitzende handhabt die Ordnung. Er ist be­
rechtigt, Zuhörer, die die Ordnung stören, entfernen zu 
lassen. Das gleiche Recht steht ihm mit Zustimmung des 
Gemeinderats zu gegen Mitglieder, die die Ordnung fort­
gesetzt erheblich stören.

111 Der Gemeinderat kann bestimmen, daß ein Mitglied 
durch den Vorsitzmden auf zwei weitere Sitzungen ausge­
schlossen werden kann, wmn das Mitglied schon von einer 
früheren Sitzung ausgeschlossen worden ist und binnen zwei 
Monaten erneut die Ordnung der Sitzung gröblich verletzt.

IV Die Zustimmung nach Abs. II und die Bestimmung 
nach Abs. III kann auch allgemein ergehen.

v Für die Ausschüsse gelten die Abs. II bis IV ent­
sprechend.

Art. 24.
1 Über die Verhandlungen des Gemeinderats und der 

beschließendm Ausschüsse sind Niederschriften in Sitzungs­
bücher aufzunehmen. Die Niederschriften müssen die an­
wesenden Mitglieder, die verhandelten Gegenstände, die Be-



schlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen lassen. Mit­
glieder, die einem Beschlusse nicht zugestimmt haben, sönnen 
verlangen, daß dies vermerkt wird. Die Niederschriften sind 
von dem Vorsitzenden und in Gemeinden bis zu 2000 Ein­
wohnern von mindestens zwei weiteren Mitgliedern des 
Gemeinderats zu unterzeichnen. Weitere Unterschriften kön­
nen durch die Geschäftsordnung oder durch besonderen Be­
schluß des Gemeinderats angeordnet werden.

11 In Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern be­
stimmt der Gemeinderat, ob an die Stelle der Aufnahme 
der Niederschriften in Sitzungsbücher eine andere Regelung 
tritt.

1,1 Den Mitgliedern des Gemeinderats steht die Einsicht 
in die Niederschriften nach Abs. I und II frei.

Art. 25.
1 Die ehrenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats und 

der Ausschüsse sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzu­
nehmen und Geschäfte, die ihnen zugewiesen werden, zu 
übernehmen.

11 Gegen ehrenamtliche Mitglieder, die sich dieser Ver­
pflichtung entziehen oder sich der Abstimmung enthalten, 
kann der Gemeinderat durch Beschluß Ordnungsstrafm bis 
zu 200 Ml im einzelnen Falle verhängen. Die Strafe 
wegen Versäumnis der Sitzung kann auch verhängt werden, 
wenn wenigstens ein Drittel der Mitglieder des Gemeinde­
rats anwesend ist. Die Strafen werden durch die Gemeinde 
wie Gemeindeumlagen beigetrieben.

111 Entzieht sich ein ehrenamtliches Mitglied nach zwei 
wegen Versäumnis erkannten Strafen innerhalb eines Zeit­
raums von sechs Monaten weiterhin seiner Pflicht, an den 
Sitzungen teilzunehmen, so kann der Gemeinderat den Ver­
lust des Amts aussprechen.

iv Gegen den auf Geldstrafe lautenden Beschluß kann 
binnen vierzehn Tagen nach Eröffnung Beschwerde zur 
Staatsaufsichtsbehörde eingelegt werden. Diese entscheidet 
endgültig. Gegen den auf Verlust des Amts lautenden Be­
schluß kann das ausgeschlossene Mitglied binnen vierzehn
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Tagen nach Eröffnung den Antrag auf verwaltungsgericht­
liche Entscheidung stellen. Die Kreisregierung entscheidet in 
allen Fällen im letzten Rechtszuge.

Art. 26.
i Die Gemeinden können örtliche Satzungen erlassen, 

wenn das Gesetz dies ausdrücklich vorsieht oder wenn die 
Gemeinden im Rahmen ihrer Aufgaben Vorschriften zu 
geben berechtigt sind.

11 Satzungen müssen in ortsüblicher Weise bekanntge­
macht werden. Sie treten, wenn nichts anderes bestimmt 
wird, am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

in Die Gemeinde ist an die Bestimmungen einer 
Satzung, solange diese besteht, gebunden.

Lerwaltuug. Art. 27.
1 Die Gemeinden sind verpflichtet, für den ordnungs­

mäßigen Gang der Geschäfte zu sorgen und die dazu erfor­
derlichen Einrichtungen zu treffen.

ii Der erste Bürgermeister ist verantwortlich für den 
Vollzug der Gesetze und Verordnungen sowie der Weisungen 
der Staatsbehörden (Art. 50) und für den Vollzug der 
Beschlüsse und Anordnungen der Staatsaufsichtsbehörden 
(Art. 59 bis 61).

Art. 28.
i Die Gemeinden sind, abgesehen von den durch die 

Gesetze und Verordnungen sonst auferlegtm Obliegenheiten, 
verpflichtet:

zur Herstellung und Unterhaltung der Flur- und 
Markungsgrenzen, der erforderlichen Gemeindegebäude, 
der nötigen Begräbnisplätze und Bestaltungsanstalten, 
der erforderlichen Feuerlöschanstalten und Löschgeräte 
und der nötigen Viehverscharrungsplätze;

zur Herstellung und Unterhaltung der Gemeinde­
wege, Brücken, Stege und Fähren, zur Unterhaltung 
und Reinhaltung der Ortsstraßen und -Plätze sowie 
zur Herstellung und Unterhaltung der nötigen Sicher-



heitsvorrichtungen, Wegweiser und Warnungstafeln 
an ihnen;

zur Herstellung und Unterhaltung der Ortstafeln 
und öffentlichen Uhren;

zur Herstellung, Unterhaltung und Reinhaltung der 
nicht nur für einzelne notwendigen Anlagen zur Ver­
sorgung mit Trinkwasser und zur Beseitigung von Ab­
wässern, zur Unterhaltung und Reinhaltung der ande­
ren öffentlichen Brunnen, Wasserleitungen und Kanäle;

zur Instandhaltung und ordnungsmäßigen Verwah­
rung ihrer Registraturen und Archive;

zur Anschaffung der vom Staatsministerium des 
Innern vorgeschriebenen Gesetz- und Amtsblätter;

zur Überlassung geeigneter Räume für die Nach­
eichung der Meßgeräte bei den Bezirksbereisungen durch 
den Eichmeister und zur Beförderung der eichamtlichen 
Geräte zum nächsten Nacheichungsort.
li Verpflichtungen Dritter zur Herstellung und Unter­

haltung solcher Einrichtungen oder zur Bestreitung der 
Kosten werden nicht berührt.

Art. 29.
1 Soweit die öffentlichen Feld- und Waldwege ein­

schließlich der ihrer Instandhaltung dienenden Abzugs­
gräben von den Beteiligten nicht ordnungsmäßig unter­
halten werden, haben die Gemeinden für die Instandhaltung 
zu sorgen. Der Aufwand ist auf die Eigentümer der betei­
ligten land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke nach dem 
Verhältnis umzulegen, in dem diese Grundstücke zur Grund­
steuer veranlagt sind; als beteiligt gelten die Grundstücke, 
deren Bewirtschaftung jene Wege dienen. Die Heranziehung 
der Grundstückseigentümer kann unterbleibm, wenn der 
Pachtschilling für die Gemeindejagd in der Gemeindekasse 
verbleibt.

11 Wird durch Führung eines Betriebes oder durch Be­
wirtschaftung oder Ausbeutung eines Grundstücks ein Ge­
meindeweg, ein öffentlicher Feld- oder Waldweg in außer­
gewöhnlicher Weise abgenützt, so kann die Gemeinde den
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Inhaber des Betriebes und den Eigentümer oder Besitzer 
des Grundstücks zu besonderen Vorausleistungen herän- 
ziehen. Das Staatsministerium des Innern kann hierüber 
Vorschriften erlassen.

in Die Beiträge nach Abs. I und II werden wie Ge­
meindeumlagen erhoben und beigetrieben.

IV Streitigkeiten werden im verwaltungsgerichitlichen 
Verfahren entschieden. Im zweiten Rechtszug entscheidet 
der Verwaltungsgerichts^wf.

v Abs. I, III und IV gelten für die Herstellung der 
öffentlichen Feldwege einschließlich der ihrer Instandhal­
tung dienenden Abzugsgräben sowie für die Herstellung 
und Unterhaltung von anderen Abzugsgräben einfacher Art 
entsprechend, soweit die Herstellung und Unterhaltung nicht 
in den besonderen Aufgabenkreis einer öffentlichen Wasser-, 
Ödland- oder Flurbereinigungsgenossenschast fällt und die 
Gemeinde über die bmötigte Grundfläche verfügen kann.

Art. 30.
1 Das Grundstockvermögen ist in seinem Bestand unge­

schmälert zu erhalten, soweit es nicht als angesammeltes 
Zweckvermögen dem bestimmten Zwecke zugeführt wird. 
Zum Grundstockvermögen gehören alle Werte, die nicht 
zur Veräußerung oder zum Verbrauch im Haushalte der 
Gemeinde bestimmt sind.

ii Wird Grundstockvermögen veräußert, so ist der Er­
lös dem Grundstockvermögen zuzuführen. Werden Grund­
stücke veräußert, so sind Grundstücke zu beschaffen. Wird 
Grundstockvermögen geschmälert, so ist es in angemessener 
Zeit durch Zuweisung aus Wirtschastsmitteln zu ersetzen. 
Bon diesen Vorschriften kann aus wichtigen Gründen abge­
wichen werden, wenn die Staatsaufsichtsbehörde hiergegen 
keine Erinnerung erhebt. Mit Genehmigung der Staats­
aufsichtsbehörde kann Grundstockvermögen unentgeltlich ver­
äußert werden.

in Die Verteilung von Bestandteilen des Grundstock­
vermögens kann vom Gemeinderate nur mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder und nur dann be-



schlossen werden, wenn dadurch eine erhebliche Steigerung 
des Ertrags gewährleistet wird. Den Kreis der Berechtigten 
bestimmt Art. 32 Satz 3. Die Verteilung bedarf der Ge­
nehmigung der Staatsaufsichtsbehörde. Das Eigentum geht 
mit dieser Genehmigung über.

Art. 31.
Für die Bewirtschaftung der Gemeindewaldungen gelten 

die besonderen gesetzlichen Vorschriften.

Art. 32.
Die Erträgnisse des Gemeindevermögens fließen vorbe­

haltlich der Art. 33 bis 39 in die Gemeindekasse. Die 
Verteilung solcher Erträgnisse ist nur zulässig, wenn die 
Gemeindebedürfnisse gedeckt werden können, ohne daß Um­
lagen oder örtliche Verbrauchssteuern erhoben werden, und 
wenn größere Ausgaben für außerordentliche Gemeinde­
bedürfnisse nicht in Aussicht stehen. An der Verteilung 
nehmen alle Reichsangehörigen, die in der Gemeinde seit 
Jahresfrist den gewöhnlichen Aufenchalt haben und einen 
eigenen Haushalt führen, gleichmäßig teil. Zur Verteilung 
ist die Gmehmigung der Staatsaufsichtsbehörde notwendig.

Art. 33.
1 Rechte einzelner auf Nutzungen am Gemeindevermögen 

können nicht neu begründet werden.-
11 Nutzungsrechte, die sich auf bürgerliches Recht grün­

den, werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

Art. 34.
Rechte einzelner auf Nutzungen am Gemeindevermögm 

sind begründet, wenn und soweit hierfür ein besonderer 
Rechtstitel oder rechtsbegründetes Herkommen besteht. Diese 
Rechte können auch ausgeübt werden, wenn die Gemeinde 
Umlagen, örtliche Abgaben oder örtliche Verbrauchssteuern 
erhebt.

Laforet-v.Zan-Schabenfroh^ Gemeindeordnung. 2
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Wrt SS.
Das Herkommen gilt als rechtsbegründet, wenn, die 

Nutzungen kraft Rechtsübcrzeugung ununterbrochen wenig­
stens dreißig Jahre Hang bis zum Inkrafttreten dieses Ge­
setzes oder, falls der Anspruch schon vorher in einem 
Verwaltungsrechtsstreit geltend gemacht wurde, bis zum 
Zeitpunkte der Geltendmachung des Anspruchs ausgeübt 
wordm sind, es sei denn, daß der Ausübung eine rechts­
kräftige Entscheidung entgegensteht. Wird der Anspruch 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erhoben, so müssen außer­
dem die Nutzungen bis zur Geltendmachung des Anspruchs 
ausgeübt worden sein.

Art. 36.
1 Ein Nutzungsrecht, das auf einem Haus oder Grund­

stück ruht, kann vur ausnahmsweise aus wichtigen Gründen 
auf ein Wohnhaus der gleichen Gemeinde übertragen wer­
den. Die Übertragung bedarf der Genehmigung der Ge­
meinde und der Staatsaufsichtsbehörde.

11 Gegen den Beschluß der Staatsauffichtsbehörde steht 
dem Berechtigten und der Gemeinde binnen vierzehn Tagen 
Beschwerde an die nächsthöhere Staatsauffichtsbchörde zu. 
Diese entscheidet endgültig.

»l Die Übertragung bedarf der Genehmigung der Ge­
meinde nicht und ist von der Staatsaufsichtsbehörde zu ge­
statten, wenn das Haus, auf dem das Nutzungsrecht ruht, 
durch Brand oder Naturereignis zerstört oder abgebrochen 
oder für einen öffentlichen Zweck abgetreten wird und das 
Recht auf ein in der gleichen Gemeinde neuerrichtetes 
Wohnhaus des Berechtigten übertragen werden soll.

l^Die Häufung von mehr als einem vollen Nutzungs­
recht auf ein Wohnhaus oder die Zerstückelung eines Rechts 
bedarf der Genehmigung der Kreisregierung.

Art. 37.
1 Wer Nutzungen bezieht, hat die auf dem Gegenstand 

des Nutzungsrechts ruhenden Lasten zu tragen und die zur 
Gewinnung der Nutzungen und zur Erhaltung oder zur



Erhöhung der Ertragsfähigkeit erforderlichen Ausgaben zu 
bestreiten. Wird Gemeindevermögen teilweise von der Ge­
meinde, teilweise von Berechtigten genutzt, so sind diese 
Lasten und Auslagen verhältnismäßig von der Gemeinde 
und den Berechtigten zu tragen, es sei denn, daß bisher die 
Verteilung anderweit geregelt war.

11 Die Berechtigten sind verpflichtet, für die Nutzungen 
Gegenleistungen an die Gemeinde zu entrichten, soweit dies 
bisher der FaÜ war. Die Höhe der Gegenleistungen bemißt 
sich nach dem Wertverhältnis zwischen Nutzungen und 
Gegenleistungen am 1. Januar 1914.

Art. 38.
Die Gemeinde kann Nutzungsrechte ohne Entschädigung 

nur mit Einwilligung der Berechtigten, gegen Entschädigung 
mit Einwilligung der Mehrheit der Berechtigten aufheben. 
Werden die Nutzungen nicht zu gleichen Teilm von allen 
Berechtigtm bezogen, so hat jeder Berechtigte so viel Stimm­
recht, als der ihm zustehenden Nutzung entspricht. Wenn 
eine Gemeinde Nutzungsrechte einzelner vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes abgelöst hat oder künftig ablöst, so gelten 
diese Nutzungsrechte zugunsten der Gemeinde als fort­
bestehend; solche Nutzungsrechte können nicht mehr nach 
Art. 36 übertragen werden. Streitigkeiten werden im ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahren entschieden, im zweiten 
Rechtszuge durch den Berwaltungsgerichtshof. Über die 
Höhe der Entschädigung entscheiden im Streitfälle die 
ordentlichen Gerichte.

Art. 39.
Wenn Nutzungsrechte die ordnungsmäßige Bewirtschaf­

tung oder die Verbesserung der belasteten Grundstücke ver­
hindern oder erheblich erschweren, so könnm sie von der 
Gemeinde gegen Entschädigung abgelöst werden. Sind die 
belasteten Grundstücke ganz oder teilweise in den Bereich 
einer öffentlichen Wasser-, Ödland- oder Flurbereinigungs­
genossenschaft einbezogen, so steht auch dieser unter den 
gleichen Voraussetzungen das Ablösungsrecht zu. Die Ab- 

2*
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lösung ist nicht zulässig, soweit sie die Wirtschaftsführung 
der Nutzungsberechtigten in hohem Maße erschweren würde. 
Die Entschädigung beträgt das Fünfzehnfache des durch­
schnittlichen Jahreswerts der Nutzungen, die in den der 
Ablösung unmittelbar vorangehenden zehn Jcchren bezogen 
worden sind, abzüglich der in Art. 37 erwähnten Lasten, 
Ausgaben und Gegenleistungen. Die Entschädigung ist drei 
Monate nach dem Abschluß der Vereinbarung oder der 
Rechtskraft der Entscheidung über die Ablösung fällig. 
Art. 38 Satz 5 und 6 gelten entsprechend.

Art. 40.
1 Entsteht ein Streit darüber, ob ein Grundstück Eigen­

tum der Gemeinde oder Eigentum anderer Personen ist, 
oder entsteht darüber Streit, ob und wieweit das Ver­
fügungsrecht der Gemeinde durch einen Anspruch beschränkt 
ist, der auf ein Nutzungsrecht des bürgerlichen Rechts be­
gründet wird, so hat die Staatsauffichtsbehörde der Ge­
meinde einen Ausgleichsversuch vvrzunehmen.

ii Die Staatsaufsichtsbehörde ist berechtigt, im Falle 
verübter oder drohender Selbsthilfe oder, wenn die Ver­
hütung anderer dringender Gefahren es erfordert, vorbe­
haltlich der Entscheidung des ordentlichen Gerichts die 
nötigen vorsorglichen Verfügungen zu treffen.

Art. 41.
l Für die Erfüllung gesetzlicher Pflichtaufgaben der Ge­

meinde, insbesondere zur Unterhaltung der öffentlichen 
Wege, zur Erhaltung des Gemeindevermögens und zur 
Handbabung der öffentlichen Sicherheit kann der Gemeinde­
rat Gemeindedienste (Hand- und Spanndienste) anordnen. 
Wissenschaftliche, kunst- oder handwerksmäßige Arbeiten 
können nicht gefordert werden.

ii Zu Gemeindediensten sind di« Einwohner verpflichtet, 
die in der Gemeinde eilten eigenen Haushalt führen, zur 
Unterhaltung der öffentlichen Feldwege jedoch nur, soweit 
sie zur Bewirtschaftung ihrer Grundstücke solche Feldwege 
benützen. Leben mehrere Verpflichtete in Familiengemein-



schast, so sind sie einem einzigen Verpflichteten gleichzu­
achten. Die Dienste dürfen auch durch geeignete Stellver­
treter geleistet werden und können, außer in Fällen öffent­
licher Not, mit Zustimmung der Gemeinde durch eine an 
die Gemeinde abzuführende Geldleistung abgeleistet werden, 
die dem Werte der geforderten Dienstleistung entspricht. Zu 
Spanndiensten sind auch die juristischen Personen des bür­
gerlichen Rechts verpflichtet.

111 Von den Handdiensten sind befreit
1. Personen, die berufsmäßig in einem öffentlichen Dienst­

verhältnisse stehen, soweit sie nicht Hauseigentümer oder 
ausübende Landwirte sind,

2. erheblich erwerbsbeschränkte Personen, wenn sie kein 
arbeitsfähiges Haushallsmitglied haben oder dieses 
wegen ihrer Erwerbsbeschränktheit nicht entbehren 
können.
IV Die Verpflichtung zu Spanndiensten erstreckt sich auch 

auf geeignete Kraftfahrzeuge. Fahrzeuge, die zum öffent­
lichen Dienst gehalten werden, scheidm aus.

v Die Handdienste werden nach der Kopfzahl der Pflich­
tigen, die Spanndienste nach der Zahl der pflichtigen Ge­
spanne und Kraftfahrzeuge verteilt. Die Spanndienste wer­
den auf Handdienste und die Spanndienste untereinander 
nach Billigkeit angerechnet. Die Gemeinde regelt die Ver­
teilung und die Anrechnung durch eine Satzung. Sie kann 
allgemein oder nach Billigkeit in einzelnen Fällen für die 
Leistung der Dienste angemessene Vergütung gewährm.

VI Werden Gemeindedienste nicht rechtzeitig geleistet, so 
kann die Gemeinde nach einer Mahnung die Dienste auf 
Kosten des Säumigen vornehmen lassen oder, wenn dies 
nicht möglich ist, ihn zur Zahlung eines Beitrags an die 
Gemeindekasse verpflichten, der dem Werte der verweigerten 
Dienste entspricht. Die Schuld des Verpflichteten wird wie 
eine Gemeindeumlage beigetrieben.

vil Über Streitigkeiten entscheidet die unmittelbar vor­
gesetzte Staatsauffichtsbehörde endgültig.
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Art. 42.
i Anleihen dürfen nur zu werbendm Zwecken oder zu 

Ausgaben für Einrichtungen von dauerndem Nutzen aus­
genommen werden, zu deren sofortigen Deckung die Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde nicht ausreicht.

11 Anleihen müssen nach einem festgestellten Plan in 
angemessener Zeit aus Wirtschaftsmitteln getilgt werden. 
Anleihen zur Befriedigung wiederkehrender Bedürfnisse 
sollen bis zur Wiederkehr des Bedürfnisses getilgt oder 
durch Rücklagen ausgeglichen sein. Die Tilgungspläne sind 
der Staatsaufsichtsbehörde vorzulegen.

rn Aus wichtigen Gründen kann die Staatsaufsichts­
behörde zulassen, daß von den Vorschriften des Abs. I und II 
abgewichen wird.

l^Die Genehmigung der Staatsaufsichtsbehörde ist er­
forderlich, wenn der Betrag der aufzunehmenden Schuld 
allein oder zusammen ‘mit anderen Beträgen im Sinne der 
Abs. I, IV, V im gleichen Rechnungsjahr
in den Gemeinden bis zu 1000 Einwohnern 10000 
in Gemeinden mit 1001 bis zu 2 000 Einw. 20000 H-k,
„ „ „ 2001 „ „ 10000 „ 50 000 M
„ „ „ 10001 „ „ 20000 „ 80000 M
„ „ „ 20001 „ „ 50000 „ 150000 Ml,
„ „ „ 50001 „ „ 100 0O0 „ 300000 Ml,
„ „ „ 100001 „ „ 300000 ,. 500 000 Ml,
„ „ „ mehr als 300000 „ 1000 000 Ml,
übersteigt. Das gleiche gilt ohne Rücksicht auf die Höhe 
des Betrags, wenn der Geldgeber ein Ausländer ist oder 
wenn die Verpflichtung der Gemeinde ganz oder teilweise 
in ausländischer Währung zu erfüllen ist. Das Staats­
ministerium des Innern kann im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen bindende Richtlinien für 
die Fälle des vorstehenden Satzes aufstellen.

vDer Aufnahme von Anleihen steht die Aufnahme von 
Darlehen, der Abschluß von Bürgschaftsverträgen und ver­
wandten Rechtsgeschäften, die ein Einstehen für fremde 
Schuld zum Gegenstände habm, gleich. Soweit Tilgungs-



Pläne nicht in Frage kommen, ist Anzeige an die Staats­
aufsichtsbehörde zu erstatten.

vi Betriebskredite, das sind Kredite, die bestimmungs­
gemäß in kürzester Zeit, längstens aber innerhalb eines 
Jahres seit der Aufnahme zurückbezahlt werden und bereit 
Berwendungsart die Rückzahlung in dieser Zeit gewähr­
leistet, bedürfen der Genehmigung der Staatsaufsichts­
behörde, wenn sie, ohne abgedeckt zu sein, in dem gleichen 
Rechnungsjahre die in Abs. IV genannten Summen über­
steigen oder wenn die Voraussetzungen des Abs. IV Satz 2 
vorliegen. Die Aufnahme aller übrigen Betriebskredite 
ist der Staatsauffichtsbehörde anzuzeigen.

Art. 43.
i Soweit die sonstigen Einnahmen der Gemeinde für 

dm Bedarf der Gemeinde nicht ausreichen, ist dieser durch 
Umlagen, örtliche Verbrauchssteuern und örtliche Mgaben 
zu deckm.

li Für die Überweisung von Reichs- und Landessteuern 
an die Gemeindm, für die örtlichen Abgaben und Stmern 
aller Art gelten die besonderen Gesetze. Dabei ist auf die 
Erhaltung der Lebmsfähigkeit der Gemeindm Rücksicht zu 
uehmm.

ui Zur Erhebung von örtlichm Verbrauchssteuern, so­
weit diese durch Gesetz und Staatsvertrag zugelassen und 
nicht anderweit geregelt sind, sowie zur Erhebung von 
Pflaster-, Wege- und Brückenzöllen ist die Genehmigung 
der Kreisregierung erforderlich. Das Staatsministerium 
des Innern ist befugt, im Einvemehmen mit dem Staats- 
ministerium der Finanzen bindende Richtlinien zu erlassen.

Art. 44.
iDie Gemeinden sind berechtigt, soweit nicht Gesetze 

oder Staatsverträge entgegmstehen, durch Satzung die Be­
nützung ihres Eigentums, ihrer Anstaltm, Unternehmungen 
und Einrichtungen zu ordnm und Gebühren für die Be­
nützung festzusetzm. Zur Bmützung ist jeder berechtigt, der 
in der Gemeinde wohnt oder sich aufhält oder in der Ge-
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meinde mit Umlagen veranlagt ist und die für die Be­
nützung allgemein bestimmten Voraussetzungen erfüllt.

u Um die Durchführung der Satzung zu sichern, sind 
die Gemeinden berechtigt, ortspolizeiliche Vorschriften zu er­
lassen und darin die Hinterziehung oder Verkürzung der 
Gebühren und sonstige Zuwiderhandlungen gegen die 
Satzung mit Geldstrafe bis zu 150 3M zu bedrohen. Die 
Geldstrafen fließen in die Gemeindekasse. Das gleiche gilt 
für die Sicherung der Erhebung von örtlichen Verbrauchs- 
steuern nach Art. 43 Abs. III, ferner für die Sicherung 
der Erhebung von Pflaster-, Wege- und Brückenzöllen.

in Unterläßt jemand zu tun, was ihm auf Grund einer 
nach Abs. I erlassenen Satzung obliegt, so können die Ge­
meinden die Handlung auf Kosten des Verpflichteten vor- 
nehmm lassen und die Kosten wie Gemeindeumlagen bei­
treiben. Die Handlung darf an Stelle des Verpflichteten erst 
vorgenommen werden, wenn dieser einer an ihn gerichteten Ver­
fügung innerhalb bestimmter Frist nicht Folge geleistet hat.

iv Gegen die Androhung oder Durchführung der Ersatz- 
vornahme ist binnm vierzehn Tagen Beschwerde zur Staats­
aufsichtsbehörde zulässig. Sie hat aufschiebende Wirkung, 
wenn die Staatsaufsichtsbehörde nichts anderes bestimmt.

v Streitigkeiten über die Benützung der Anstalten, 
Unternehmungen und Einrichtungen und über Verbindlich­
keiten zur Entrichtung von Gebühren hierfür sowie über 
Ansprüche auf Rückvergütung solcher Gebühren werden 'im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren entschieden; im zweiten 
Rechtszug entscheidet der Verwaltungsgerichtshof.

vi Die Gemeinden können durch Satzung die Benützung 
gemeindlicher Wasserleitungen, Kanalisationm und Schlacht­
höfe sowie gemeindlicher Anstalten zur Beseitigung des 
Unrats und zur Straßenreinigung zur Zwangspflicht 
machen, wenn für alle Beteiligten unabhängig von der ört­
lichen Lage gleiche Bedingungen der Benützung aufgestellt 
werden. Die Satzung einschließlich der Gebührenregelung 
bedarf der Genehmigung der Staatsaufsichtsbehörde. Die 
Bestimmungen der Abs. I bis V gelten entsprechend.



Art. 4S.
i Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmen, daß 

der Aufwand für die von der Gemeinde bestellten Hirten 
auf die Viehbesitzer nach der Zahl der Stücke der Vich- 
gattung, für die der Hirte bestimmt ist, umgelegt wird.

ii Zur Umlage sind Viehbesitzer nicht heranzuziehen, 
die auf die Teilnahme an der gemeinschaftlichen Weide 
für ihr Vieh verzichten.

ui Streitigkeiten entscheidet die unmittelbar vorgesetzte 
Staatsaufsichtsbehörde endgültig.

Art. 46.
iDas Rechnungsjahr läuft vom 1. April bis zum 

31. März.
ii Die Gemeinden sind verpflichtet, alljährlich vor Be­

ginn des Rechnungsjahres einen Voranschlag über die 
voraussehbaren Einnahmen und Ausgaben aufzustellen. 
Der Voranschlag muß einen Stellenausweis über alle Be­
amten und sonstige Kräfte enthalten. Der Voranschlag muß 
ersehen lassen, wie die sämtlichen Ausgaben gedeckt werden 
sollen.

in Der in öffentlicher Sitzung beschlossene Voranschlag 
ist zwei Wochen lang nach vorheriger ortsüblicher Bekannt­
gabe dieser Frist öffentlich aufzulegen. Soweit Einwen­
dungen gegen den Voranschlag erhoben worden sind, wird 
hierüber in öffentlicher Sitzung entschieden. Der festgestellte 
Voranschlag ist der Staatsaufsichtsbehörde vorzulegen. Er­
hebt diese binnen vier Wochen keine Erinnerung, so gilt er 
als unbeanstandet.

w Der Voranschlag bildet die Grundlage des Haushalts.
v5ilr Stiftungen und solche Kassen, die jährlich gleich- 

bleibende Einnahmen und Ausgaben haben, kann der Vor­
anschlag für mehrere Jahre aufgestellt werden, sofern die 
Staatsaufsichtsbehörde nichts anderes anordnet.

Art. 47.
iDie Rechnungen über die Führung des Haushalts 

find von dem Gemeinderate tunlichst bald nach Ablauf des
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Rechnungsjahres in öffentlicher Sitzung festzustellen. Die 
Rechnungen müssen den Stellenausweis (Art. 46) nach 
seiner tatsächlichen Durchführung enthalten.

«Die Rechnungm sind zwei Wochen lang nach vor­
heriger ortsüblicher Bekanntgabe dieser Frist öffentlich auf­
zulegen.

l«Die Rechnungen sind mit den Belegm und den er­
hobenen Einwendungm der Staatsaufsichtsbehörde vorzu­
legen, sofern nicht die Vorlegung erlassen ist. Bei kreis­
unmittelbaren Gemeinden findet nur die staatsaufsichtliche 
Würdigung, eine rechnerische Prüfung jedoch nicht statt. 
Die Rechnungen der unter der Staatsaufsicht des Bezirks­
amts stehenden Gemeinden werden von diesem auch rech­
nerisch geprüft und beschieden. Das Nähere hierüber be­
stimmt das Staatsministerium des Innern.

w Die Staatsaufsichtsbehörde kann eine Frist zur Fest­
stellung nach Abs. I Satz 1 und zur Vorlegung nach Abs. III 
Satz 1 bestimmen.

v®en Bürgermeistern ist es untersagt, eine gemeind­
liche Kasse zu führen.

Art. 48.
i Das Staatsministerium des Innern kann die Form 

der Voranschläge und Rechnungen bestimmen.
«Das Staatsministerium des Innern kann für Ge­

meinden, die der Staatsaufsicht des B^irksamts unter­
stehen, Vorschriften über die Kassen- und Rechnungsführung 
erlassen. Die Staatsaufsichtsbehörde kann für einzelne 
Gemeinden Abweichungen hiervon widerruflich gestatten.

Art. 49.
i In der Pfalz werden die Kassen- und Rechnungs­

geschäfte der Gemeinden von Einnehmern geführt.
«Die Staatsregierung regelt, soweit es sich um Ge­

meinden handelt, die der Staatsaufsicht des Bezirksamts 
unterstehen, die Einrichtung, insbesondere die Befugnisse, 
die Voraussetzungen der Anstellung und die Bezüge der 
Einnehmer. Die beteiligten Gemeinden sind verpflichtet, 
die darnach festgesetzten Vergütungen zu leisten. Mit Ge-



nehmigung der Kreisregierung kann eine Gemeinde aus 
einer Gemeindeeinnehmerei ausscheiden und einen beson­
deren Gemeindeeinnehmer bestellen.

in Die besonderen Gemeindeeinnehmer müssen als Ge­
meindebeamte bestellt werden. Sie müssen die Voraus­
setzungen der Anstellung zum Einnehmer nach Abs. II er­
füllen.

Iv 9Rit Genehmigung des Landtags kann die Einrich­
tung der Einnehmer auch in den Landesteilen rechts des 
Rheins für die der Staatsaufsicht des Bezirksamts unter­
stehenden Gemeinden getroffen werden.
Staatsverwaltung

und Polizei. Art. 50.
1 Die Gemeinden sind verpflichtet, die ihnen vom Staate 

durch Gesetz oder Verordnung übertragenen Angelegenheiten 
unter der Sachaufsicht der für diese Angelegenheiten zustän­
digen Staatsbehördm zu erledigen. In Ausübung ihrer 
Sachaufsicht können die Staatsbehörden den Gemeinden 
Weisungen erteilen, Anstalten und Einrichtungen der Ge­
meinden besichtigen, die Geschäfts- und Kassenführung prü­
fen sowie Berichte und Akten einfordern.

« Neue Aufgaben könnenden Gemeinden nur auf Grund 
Gesetzes zugewiesen werden.

"'Den Gemeinden obliegt die Wahrnehmung der ört­
lichen Verrichtungen der inneren Staatsverwaltung, sofern 
nicht andere Behörden dafür bestellt sind. Die Gemeinden 
können nur durch Gesetz verpflichtet werden, in der sonstigen 
Verwaltung des Staates oder in der Verwaltung anderer 
öffentlicher Körperschaften mitzuwirkev.

l^Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
kann Anordnungen für die Unterrichts- und Erziehungs­
anstalten der Gemeinden erlassen.

Art. 51,
i Den Gemeinden obliegt die Sorge für die öffentliche 

Ruhe, Ordnung und Sicherheit und der Vollzug der die 
Polizei betreffenden Gesetze und Vorschriften im Gemeinde­
bezirk, soweit die Gesetze nichts anderes bestimmen (Orts-
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Polizei). Die zuständigen Staatsbchörden haben das Recht, 
die Handhabung der Ortspolizei zu überwachen und den 
Gemeinden die nötigen Weisungm zu erteilen.

»Der Gemeinderat erläßt die ortspolizeilichen Vor­
schriften nach Maßgabe der Gesetze.

l»Die übrigen ortspolizeilichen Geschäfte werden in 
den Gemeinden, die der Staatsaufsicht des Bezirksamts 
unterstehen, von dem ersten Bürgermeister persönlich oder 
unter seiner Leitung und Verantwortung durch Gemeinde­
beamte versehen. Für die Stellvertretung des ersten Bür­
germeisters gilt Art. 18 mit der Einschränkung, daß Auf­
gaben der Sicherheitspolizei nur mit Genehmigung der 
Staatsaufsichtsbehörde übertragen werden können. Bei Ge­
fahr im Verzüge sind die zuständigen Staatsbehörden be­
rechtigt, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und An­
ordnungen an die Polizeibeamten der Gemeinde zu richten; 
diese sind verpflichtet, den Anordnungen Folge zu leisten. 
Die Staatsbehörde hat den ersten Bürgermeister von diesen 
Maßnahmen und Anordnungen unverzüglich zu verständigen.

iv Die Gemeinden sind verpflichtet, die Kosten der Orts­
polizei zu tragen, die dafür erforderlichen Anstalten bereit­
zustellen und die erforderlichen Einrichtungen zu treffen, 
insbesondere die notwendigen Beamten und sonstigen Kräfte 
anzustellen.

vFür Orte, in denen der Bürgermeister nicht seinen 
Wohnsitz hat, kann der Gemeinderat mit Genehmigung der 
Staatsaufsichtsbehörde einen Ortsführer bestellen, der die 
Aufträge des Bürgermeisters zu vollziehen und in dringen­
den Fällen an seiner Stelle zu handeln hat.

vi Die Gemeinde ist zur Aufstellung der für den Feld- 
und Waldschutz notwendigen Kräfte verpflichtet. Sie hat 
den Aufwand auf die Eigentümer der beteiligten land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücke nach dem Verhältnisse der 
für diese Grundstücke zu entrichtenden Grundsteuer umzu­
legen. Die Heranziehung der Grundstückseigentümer kann 
unterbleiben, wenn der Pachtschilling für die Gemeindejagd 
in der Gemeindekasse verbleibt.



vu Der Eigentümer eines zusammenhängenden Wald­
besitzes von mindestens 100 ha kann für den Waldschutz 
selbst eine Kraft bestellen. Er ist in diesem Fall auf An­
trag von den Leistungen zum Waldschutze nach Ms. VI zu 
befreien.

vnx Streitigkeiten nach Abs. VI Satz 2 und 3 und 
Ws. VII Satz 2 werden im verwaltungsgerichtlichen Ver­
fahren entschieden; im zweiten Rechtszug entscheidet der 
Berwaltungsgerichtshof.

Art. 52.
i Aus Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit kann das 

Staatsministerium des Innern anordnen, daß die Polizei­
gewalt in Gemeinden vorübergehend ganz oder teilweise 
durch staatliche Beamte ausgeübt wird. Die Polizeibeamten 
der Gemeinde sind verpflichtet, den Anordnungen der mit 
der Ausübung der Polizeigewalt betrauten staatlichen Be­
amten Folge zu leisten.

»Bei Gefahr im Verzüge kann die Staatsaufsichts­
behörde der Gemeinde die gleichen Anordnungen treffen; 
sie ist verpflichtet, unverzüglich die Entscheidung des Staats­
ministeriums des Innern einzuholen.

in Erstreckt sich die Ausübung der Polizeigewalt durch 
staatliche Beamte nach Maßgabe der Ms. I und II auf 
länger als ein Jahr, so ist eine gesetzliche Regelung des Zu­
standes notwendig.

ZwangSbrfuguiffe. Art. 53.
i Der Gemeinderat und der erste Bürgermeister können 

die Durchführung von Verfügungen, die sie innerhalb ihrer 
Zuständigkeit zum Vollzüge von Gesetzen und Verordnungen, 
bereit Übertretung nicht mit Strafe bedroht ist, an bestimmte 
Personen erlassen und diesen eröffnet haben, unter Anwen­
dung der Art. 21 und 22 des Polizeistrafgesetzbuchs erzwingen.

"Über Beschwerden enffcheidet die Staatsauffichtsbe- 
hörde; bei Gemeinden, die der Staatsaufsicht des Bezirks­
amts unterstehen, entscheidet im Falle der weiteren Be­
schwerde die Kreisregierung endgültig.



30 I. Texte. Gemeindeordnung.

Kreisnnmittelbare
Gemeinde«. Art. 54.
l Kreisunmittelbare Gemeinden sind die Gemeinden, die 

beim Jnkrafttretm dieses Gesetzes der Kreisregierung un­
mittelbar untergeordnet sind. Das Staatsministerium des 
Innern kann einer Gemeinde auf Antrag des Gemeiud.e- 
rats die Kreisunmittelbarkeit verleihen; dies soll in der 
Regel nur geschehen, wenn die Gemeinde wenigstens 10000 
Einwohner zählt. Kreisunmittelbare Gemeinden können 
mit ihrer Zustimmung dem Verwaltungsb^irk eines Be­
zirksamts zugeteilt werden.

HDie kreisunmittelbaren Gemeinden haben für den 
Gemeindebezirk die Zuständigkeit des Bezirksamts (Bezirks­
verwaltung, Bezirkspolizei), soweit die Gesetze nichts an­
deres bestimmen. Für die Bezirkspolizei gilt Art. 51 Abs. I 
Satz 2 und Abs. III Satz 3 bis 5 entsprechend.

ui Die orts- und bezirkspolizeilichen Vorschriften er­
läßt in den kreisunmittelbaren Gemeinden der Gemeinderat 
oder ein beschließender Ausschuß (Senat).

l^Die übrigen orts- und bezirkspolizeilichen Geschäfte 
versieht in diesen Gemeinden der Gemeinderat oder ein be­
schließender Ausschuß (Senat) mit der Einschränkung, daß 
für die Handhabung der Sicherheitspolizei der erste Bürger­
meister allein zuständig und verantwortlich ist. Der erste 
Bürgermeister ist außerdem berechtigt und verpflichtet, in 
allen dringenden Fällen die dem Gemeinderate nach Satz 1 
zustehenden polizälichen Befugnisse auszuüben. Für die 
Stellvertretung des ersten Bürgermeisters gilt Art. 51 
Abs. III Satz 2.

vDie kreisunmittelbaren Gemeinden sind verpflichtet, 
die Kosten der Bezirkspolizei zu tragen und die dazu erfor­
derlichen Einrichtungen zu treffen. Sie erhalten hierzu Zu­
schüsse, deren Höhe jeweils im Staatshaushalt bestimmt wird.

Art. 55.
lDie Staatsregierung ist befugt, die Sicherheitspolizei 

in den kreisunmittelbaren Städten ganz oder teilweise 
staatlichen Behördm zu übertragen und deren Zuständigkeit



durch Verordnung festzusetzen. Sie kann diese Behörden 
auch mit der Besorgung sonstiger Polizei- und Bezirksver- 
waltungsgeschäfte, die zur Handhabung der Sicherheits­
polizei unbedingt erforderlich sind, betrauen. Für benach­
barte kreisunmittelbare Städte kann eine gemeinschaftliche 
staatliche Polizeibehörde bestellt werden.

»Die Zuständigkeit der staatlichen Polizeibehörden in 
kreisunmittelbaren Städten kann auf benachbarte Gemein­
den, die der Staatsaufsicht des Bezirksamts unterstehen, 
ganz oder teilweise erstreckt werden, wenn dies aus Rücksicht 
auf die öffentliche Sicherheit erforderlich ist.

in Die staatlichen Polizeibehörden und die Gemeinde­
behörden habm sich in ihrer Tätigkeit gegenseitig zu unter­
stützen. Im Falle einer Gefährdung oder Störung der 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit haben die Ge- 
meindebehördm zu derm Erhaltung oder Wiederherstellung 
nach den Weisungen der staatlichen Polizeibehörde mitzu­
wirken. Zu diesem Zwecke ist der Leiter der staatlichen Poli­
zeibehörde oder sein Beauftragter berechtigt, bei Gefahr im 
Verzug Anordnungen an die Polizeibeamten der Gemeinde 
zu richten; diese sind verpflichtet, den Anordnungen Folge 
zu leisten. Die staatliche Polizeibehörde hat den ersten 
Bürgermeister von diesen Anordnungen unverzüglich zu 
verständigen.

iv Die Kosten der staatlichen Polizeibehörden und ihrer 
Verwaltung treffen den Staat. Das Gesetz über Leistungen 
der Gemeinden für die staatliche Polizeiverwaltung vom 
22. November 1923 (GVBl. Seite 377) bleibt unberührt.

v Die der Polizeidirektion München und der Lokalbau­
kommission München bisher zugewiesenen besonderen Zu­
ständigkeiten bleiben unberührt, soweit sie nicht durch Ver­
ordnung geändert werden.
Bürgermeistereien. Art. 56.

i Gemeinden des gleichen Bezirks können auf ihren An­
trag zu einer Bürgermeisterei vereinigt werden. Eine Bür­
germeisterei ist auf Antrag aller beteiligten Gemeinden 
aufzulösen.
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il Eine Bürgermeisterei kann auf Antrag einer Ge­
meinde trotz des Widerspruchs einer oder mehrerer anderer 
Gemeinden aufgelöst werden oder es kann das Ausscheidm 
einer oder mehrerer Gemeinden verfügt werden, wenn tüt 
öffentliches Bedürfnis dafür gegeben ist.

ui Die Befugnis zur Vereinigung und zur Auflösr ng 
einer Bürgermeisterei wie zur Ausscheidung einzelner üGe­
meinden kommt der Kreisregierung zu. Sie bestimmt dm 
Namen der Bürgermeisterei.

Art. 87.
i Sind Gemeinden zu einer Bürgermeisterei vereinigt, 

so wählt jede Gemeinde ihren Gemeinderat, bestehend aus 
mindestens einem, höchstens zwei weiteren Bürgermeistern 
und der von ihr festgesetzten Zahl der Gemeinderatsmit­
glieder. Wmn die vereinigten Gemeinden mehr als 3000 
Einwohner haben, kann durch übereinstimmenden Beschluß 
der sämtlichen Gemeinderäte die Anstellung eines berufs­
mäßigen Bürgermeisters beschlossen werden. Der gemein­
schaftliche erste Bürgermeister wird nach den Vorschriften 
über die Gemeindewahlen gewählt.

«Mit der Neubildung einer Bürgermeisterei erlischt 
das Amt der ersten Bürgermeister. Für die Neuwahl gilt 
Abs. I Satz 3.

Art. 58.
i Jn allen Gemeinden der Bürgermeisterei ist der erste 

Bürgermeister Vorsitzender des Gemeinderats und übt die 
ihm gesetzlich zustehenden Befugnisse aus. Er kann in den 
Gemeinden außerhalb seines Wohnortes die Polizeiverwal­
tung und die Erledigung einzelner Angelegenheiten den 
weiteren Bürgermeistern dieser Gemeinden übertragen.

ii Bei Abwesenheit oder Verhinderung wird der erste 
Bürgermeister durch den weiteren Bürgermeister der in 
Frage kommenden Gemeinde vertreten.

in Die Gemeinderäte können zu gemeinschaftlicher Sitzung 
vereinigt werden, um den Dienstbezug des ersten Bürger­
meisters festzustellen, um über Anstellung und Bezüge von



gemeinschaftlichen Beamten und sonstige gemeinsame Ver­
waltungsausgaben zu beschließen und um ortspolizeiliche 
Vorschriften für sämtliche Gemeinden zu erlassen. Für diese 
Sitzungen gelten die Vorschriften für den Gemeinderat ent­
sprechend. Der gemeinschaftliche Aufwand wird nach einem 
von den Gemeinden vereinbarten Maßstab auf die Ge­
meinden umgelegt. Kommt keine Vereinbarung zustande, so 
entscheidet die Staatsauffichtsbehörde endgültig.

Staatsaufsicht. Art. 59.
Die Staatsaufsicht wird unter der Leitung des Staats­

ministeriums des Innern über die kreisunmittelbarm Ge­
meinden von den Kreisregierungen, über die übrigen Ge­
meindm von dm Bezirksämtern geführt.

Art. 60.
iDie Staatsaufsichtsbehörde kann gesetzwidrige Be­

schlüsse ändem oder aufheben und die Erfüllung der gesetz­
lichen und übemommmen Verpflichtungen der Gemeinde 
erzwingm.

ii Die Staatsaufsichtsbehörde kann zur Durchführung 
ihrer Befugnisse Anstalten und Einrichtungm der Gemeinde 
besichtigen, die Geschäfts- und Kassenführung prüfen sowie 
Berichte und Aktm einfordern.

iu Verweigert die Gemeinde innerhalb einer ihr gesetzten 
Frist die Änderung oder Zurücknahme gesetzwidriger Be­
schlüsse, so ändert die Staatsaufsichtsbehörde diese Beschlüsse 
oder hebt sie auf. Bestreitet die Gemeinde innerhalb einer 
ihr geschtm Frist die gesetzliche Verpflichtung oder gibt sie 
innerhalb dieser Frist keine Erklärung ab oder verweigert 
sie die Erfüllung der unbestrittmen Verpflichtung, so be­
schließt die Staatsaufsichtsbehörde.

iv Die Staatsaufsichtsbehörde kann in den Fällen des 
Ws. III vorläufige Anordnungen treffen, insbesondere in 
dringmdm Fällen ihre Beschlüsse vor eingetretener Rechts­
kraft vollziehen.

v3ur Erfüllung der endgültig festgesetzten Verpflich- 
tungm oder zum Vollzüge der Vorläufigen Anordnungen

Laforet-v. Jan-Schadensrvh, Gemeindeordnung. 3
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kann die Staatsaufsichtsbehörde an Stelle der Gemeinde 
den notwendigen Aufwand in den Voranschlag einstellen 
oder die sonst erforderlichen Verfügungen treffen und rechts­
erhebliche Erklärungen abgeben.

VI (Segen den Beschluß nach Ws. III ist binnm vier 
Wochen Beschwerde zum Verwaltungsgerichtshofe zulässig, 
wenn die Gemeinde behauptet, daß der Beschluß ihr gesetz­
liches Selbstverwaltungsrecht verletze oder sie mit einer 
gesetzlich nicht begründeten Leistung belaste. Gegen vor­
läufige Anordnungen oder gegen Verfügungen zum Voll­
züge der Verpflichtungen ist binnen gleicher Frist Beschwerde 
zur nächsthöheren Staatsaufsichtsbehörde zulässig. Ist diese 
die Kreisregierung, so entscheidet sie endgültig. Die Be­
schwerde hat keine auffchiebende Wirkung.

Art. 61.
1 Die Gemeinden bedürfen der Genehmigung der Staats­

aufsichtsbehörde
1. zur Ausleihung und Anlegung von Geldern unter Ab­

weichung von den gegebenen Vorschriftm,
2. zur Errichtung von Sparkassen und Banken, ferner zur 

Errichtung neuer und zum Weiterbetriebe bestehender 
Zweig- und Annahmestellen in einer anderen Gemeinde, 

3. zur Errichtung und zum Betriebe von Erwerbsunter­
nehmungen oder zu erheblicher Beteiligung an solchen 
sowie zu Einrichtungen, die die Versorgung der Be­
völkerung mit Gegenständen des täglichen Bedarfs be­
zwecken,

4. zur Belastung von Grundstücken mit einer Hypothek, 
Grundschuld oder Rentenschuld, wenn es sich nicht um 
Kaufschillingsreste handelt,

5. zur Veräußerung oder wesentlichen Änderung solcher 
Gebäude und sonstiger unbeweglicher oder beweglicher 
Gegenstände aus älterer Zeit, deren Erhaltung wegen 
ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen oder Mtertums- 
wertes für die Allgemeinheit von Bedeutung ist, zur 
Veräußerung oder wesentlichen Veränderung von schutz­
würdigen Naturgebilden und, soweit es sich nicht um



kreisunmittelbare Gemeinden handelt, zu allen Maß­
nahmen am Gemeindeeigentum, die ein schutzwürdiges 
Orts- und Landschaftsbild wesentlich verändern,

6. soweit es sich nicht um kreisunmittelbare Gemeinden 
handelt, zur Ausscheidung, Veräußerung oder Ver­
nichtung von erheblichen Bestandteilm der Registra­
turen und Archive.
il Die Genehmigung zur Errichtung und zum Weiter­

betriebe von Unternehmungen nach Abs. I Ziff. 2 in einer 
anderen Gemeinde kann nur mit Zustimmung dieser Ge­
meinde erteilt werden.

ui Das Staatsministerium des Innern kann über den 
Betrieb von Anstalten und Unternehmungen des Abs. l 
Ziff. 2 Vorschriften erlassen.

rv Der Genehmigung bedürfen nicht: Land- und forst­
wirtschaftliche Einrichtungen, Wasserleitungen, Straßm- 
bahnen und sonstige Verkehrseinrichtungen, Einrichtungen 
zur Erzeugung, Verteilung und Verwendung von Gas und 
Elektrizität, Volksbäder, Volksküchen und sonstige Einrich­
tungen, die im wesentlichen der Wohltätigkeit dienen, die 
Einrichtungen zur Straßenreinigung und zur Abfuhr des 
Unrats und die Schlachthofanlagen. Das gleiche gilt für 
alle mit einer Einrichtung dieser Art verbundenen, dem 
gleichen Zwecke dienenden Nebeneinrichtungen. Soweit nach 
anderen Vorschriften Genehmigung erforderlich ist, bleiben 
diese Vorschriften unberührt.
Ortsch-fte«. Art. 62.

i Siedlungen mit eigener Ortsflur und eigenem Ver­
mögen (Ortschaften) sind Körperschaften des öffentlichen 
Rechts mit dem Zweck, ihr Ortschafts- und Stiftungsver­
mögen zu erhaltm und ordnungsgemäß zu verwalten. Sie 
können Umlagen zu diesem Zwecke nach Maßgabe der Ge­
setze erheben.

"Wenn Ortschaften vor dem Inkrafttreten des Selbst­
verwaltungsgesetzes aus ihrem, durch das Selbstverwal­
tungsgesetz auf die Gemeinde nicht übergegangenen Ver­
mögen die Unterhaltung der Wege, Straßen, Brücken, 

3*
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Fähren und Stege, Gebäude, öffentlichen Uhren und Be­
gräbnisplätze, öffentlichen Brunnen, Wasserleitungen und 
Wzugsgräben in der Ortschaft nach Herkommen oder aus 
einem anderer Rechtsarunde ganz oder teilweise bestritten 
habm, so kann der Gemeinderat verlangm, daß die Ort­
schaften nach ihrer Wahl diese Aufgaben auch künftig er­
füllen oder die entsprechenden Aufwendungen der Gemeinde 
ersetzm, soweit die Erträgnisse des Ortschaftsvermögens 
hierzu ausreichen. Herkommen in diesem Sinne liegt dann 
vor, wmn die Leistungen ununterbrochen wenigstens dreißig 
Jahre bis zum Inkrafttreten des Selbstverwaltungsgesetzes 
von der Ortschaft aus diesem Vermögen aufgebracht worden sind.

111 Die Ortschaft kann durch Vertrag mit der Gemeinde 
ihr Vermögen mit allen Verbindlichkeiten auf die Gemeinde 
übertragen und verliert damit die Eigenschaft einer Körper­
schaft des öffentlichen Rechts. Nutzungsrechte werden vom 
Übergänge des Eigentums nicht berührt.

iv Für die Ortschaften gelten, soweit in diesem Artikel 
nichts anderes bestimmt ist, die für die Gemeinden gegebenen 
Vorschriften entsprechend. Staatsaufsichtsbehörde ist die 
Staatsaufsichtsbehörde der Gemeinde. Für die Verwaltung 
der Ortschaft wird ein Pfleger und ein Ausschuß von 
höchstens drei weiteren Mitgliedern (Ortsausschuß) gewählt. 
Die Rechtsstellung des Pflegers entspricht der des Bürger­
meisters, die Rechtsstellung des Ortsausschusses der des 
Gemeinderats, die Rechtsstellung der Mitglieder des Orts­
ausschusses der Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder. 
Für die Verwaltung des Ortschaftsvermögens kann ein 
besonderer Verwalter aufgestellt werden. Sind nicht wenig­
stens drei wählbare Ortseinwohner vorhanden, so hat die 
Staatsaufsichtsbehörde einen Ortsverwalter zu bestimmen. 
Das gleiche gilt für die Zeit, in der eine gültige Wahl 
nicht zustande gekommm ist.

v Wird eine Gemeinde mit einer anderen Gemeinde 
vereinigt, so kann das Staatsministerium des Innern bei 
der Verfügung nach Art. 5 bestimmen, daß die Gemeinden 
oder eine von ihnen Ortschaften im Sinne dieses Artikels werden.



Gemeindewahlen. Wtf. 63«
i Wahlberechtigt bei Gemeindewahlen sind alle reichs­

deutschen Männer und Frauen, die am Tage der Wahl 
1. das zwanzigste Lebensjahr vollendet haben, 
2. sich seit wenigstens zwölf Monaten in der Gemeinde 

aufhalten.
»Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen,

1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormund­
schaft oder wegen geistiger Gebrechen unter Pflegschaft 
steht,

2. wer rechtskräftig durch Richterspruch die bürgerlichen 
Ehrmrechte verloren hat.
111 Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten 

während der Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht.
^Behindert in der Ausübung chres Wahlrechts sind 

Personen, die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
in einer Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht sind, ferner 
Straf- und Untersuchungsgefangene sowie Personen, die 
infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Ver­
wahrung gehalten werden. Personen, die sich aus politi­
schen Gründen in Schutzhaft befinden, werden hiervon nicht 
berührt.

«rt. 64.
i Wählbar zu Gemeindeämtern sind die nach Art. 63 

wahlberechtigten Personen, wenn sie das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr zurückgelegt und nicht durch Richterspruch die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben.

«Für berufsmäßige Mitglieder des Gemeinderats ent­
fällt die Voraussetzung des Art. 63 Abs. I Ziff. 2.

«rt. 65.
i Die Mitglieder des Gemeinderats werden folgender­

maßen gewählt:
1. Die Bürgermeister.
Der erste Bürgermeister wird in Gemeinden bis zu 

3000 Einwohnern von sämtlichen Wahlberechtigten, im 
übrigen von den stimmberechtigten Mitgliedern des Ge­
meinderats, in beiden Fällen mit mehr als der Hälfte der
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abgegebenen gültigen Stimmen gewählt. Die weiteren Bür­
germeister werden durch den Gemeinderat gewählt, und 
zwar, wenn gleichzeitig mehrere ehrenamtliche weitere Bür­
germeister zu wählen sind, nach den in Art. 66 aufgestellten 
Grundsätzen, sonst mit mehr als der Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen.

Die stimmberechtigten Mitglieder des neugewählten Ge­
meinderats bestimmen die Zahl der von ihnen zu wählenden 
Bürgermeister, in Gemeinden mit mehr als 3000 Ein­
wohnern auch die Art der zu wählenden Bürgermeister.

Erhält bei der Wahl des ersten Bürgermeisters durch 
sämtliche Wahlberechtigte kein Bewerber mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen, so treffen die stimm- 
berechtigtm Mitglieder des Gemeinderats mit mehr als der 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen die Auswahl 
unter den drei Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen. 
Erhält auch hierbei kein Bewerber mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen, so tritt Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern ein, die bei dieser Auswahl die 
höchsten Stimmenzahlm erreicht haben. Bei Stimmen­
gleichheit mtscheidet das Los darüber, wer in die engere 
Wahl oder Stichwahl zu bringen ist. Ergibt auch die Stich­
wahl Stimmengleichheit, so entscheidet das Los.

Erhält in den übrigen Fällen, in denen die Wahl mit 
mehr als der Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
nach Unterabsatz 1 vorgeschrieben ist, kein Bewerber diese 
Stimmenzahl, so tritt Stichwahl nach Maßgabe des Unter­
absatzes 3 ein.

2. Die berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder wählt 
der Gemeinderat mit mehr als der Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Wird diese Stimmenzahl nicht erreicht, 
so tritt Stichwahl nach Ziff. 1 Unterabsatz 3 ein.

3. Die übrigen Gemeinderatsmitglieder werden von 
sämtlichen Wahlberechtigten nach Maßgabe des Art. 66 gewählt.

"Diese Wahlm sind gültig ohne Rücksicht auf die 
Zahl der anwesmden und abstimmenden Mitglieder des 
Gemeinderats.



Art. 66.
Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder werden nach 

folgenden Grundsätzen gewählt:
1. Jede Gemeinde bildet einen Wahlkreis.
2. Für die Wahl hat die Gemeinde Wählerlisten oder 

Wahlkarteien aufzustellen und vom 21. bis 14. Tage 
vor der Wahl öffentlich aufzulegen. Einsprüche sind in 
der gleichen Frist einzulegen. Wahlberechtigt ist nur, 
wer in die Wählerliste oder in die Wahlkartei einge­
tragen ist oder einen Wahlschein vorlegt.

3. Einen Wahlschein erhält ein Wahlberechtigter, der nach­
weist,
a) daß er die Einspruchsfrist ohne sein Verschulden ver­

säumt hat oder
b) daß er nach Ablauf der Einspruchsfrist die Wohnung 

in eilten anderen Stimmbezirk der Gemeinde verlegt 
hat oder

c) daß er am Wahltage während der Wahlzeit aus 
zwingenden Gründen außerhalb seines Stimmbezirks 
sich aufhält oder

d) daß er infolge eines körperlichen Leidens oder Ge­
brechens in seiner Bewegungsfreiheit behindert ist 
und durch den Wahlschein die Möglichkeit erhält, 
einen für ihn günstiger gelegenen Wahlraum auf­
zusuchen.

Mit diesem Wahlscheine muß der Wahlberechtigte 
in jedem Stimmbezirke der gleichen Gemeinde zur 
Wahl zugelassen toerben.

4. Die Wahl geschieht, von den in Ziff. 5 bezeichneten 
Fällen abgesehen, als Verhältniswahl auf Grund von 
Wahlvorschlägen. Diese sind spätestens am 17. Tage 
vor dem Wahltag abends acht Uhr einzureichen. Von 
da an bis zum 14. Tage vor dem Wahltag abends acht 
Uhr ist sodann, wenn wenigstens ein Wahlvorschlag 
vorliegt, noch die Einreichung weiterer Wahlvorschläge, 
nicht aber die Zurückziehung der bereits vorliegenden 
Wahlvorschläge zulässig.
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Ein Wahlvorschlag darf in Gemeinden bis zu 10000 
Einwohnern höchstens eineinhalbmal, sonst eineinviertel­
mal so viel Bewerber enthalten, als Vertreter zu wäh­
len sind.

Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig.
5. Wird nur ein einziger gültiger Wahlvorschlag oder 

überhaupt kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so 
findet Mehrheitswahl ohne Bindung an die vorgeschla­
genen Bewerber und ohne das Recht der Stimmen­
häufung auf einen Bewerber statt. Die Stimmzettel 
können doppelt so viele Namen enthalten, als Vertreter 
zu wählen sind. Gewählt sind die Bewerber in der 
Reihenfolge der Stimmenzahlen. Die gleiche Reihen­
folge gilt für die Ersatzleute. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. Liegt ein gültiger Wahlvorschlag 
mit der höchstzulässigen Bewerberzahl vor, so ist die 
Reihenfolge der Bewerber in diesem maßgebend, wenn 
mehr als die Hälfte aller Stimmzettel für den unver­
änderten Wahlvorschlag abgegeben worden sind. In 
einem solchen Wahlvorschlage kann die Bewerberzahl 
bis zur Beschlußfassung über den Wahlvorschlag auf das 
Doppelte der zu wählenden Vertteterzahl vermehrt 
werden. Bei einem gemeinsamen Wahlvorschlage meh­
rerer Gruppen gilt Ziff. 11 Unterabsatz 2 entsprechend.

6. Die Wahl dauert von neun Uhr vormittags bis sechs 
Uhr nachmittags. Sie kann schon vorher geschlossen 
werden, wenn sämtliche in der Wählerliste eingetta- 
genen Personen ihre Stimmen Abgegeben haben. Ist 
die Wahldauer von neun bis sechs Uhr zu lange, so 
kann der Gemeindewahlausschuß durch einstimmigen 
Beschluß die Wahldauer bis auf fünf Stunden abkürzen 
und den Beginn der Wahl auf zehn Uhr festsetzen.

7. In den Gemeinden mit mehr als 20000 Einwohnern 
sind die Wähler an die Wahlvorschläge gebunden. Die 
Stimmzettel müssen das Kennwort des WaUvorschlags 
enthalten. Sie sollen außerdem auch die Namen der 
drei ersten Bewerber enthalten.



In den übrigen Gemeinden können die Wähler, ab­
gesehen von den Fällen der Ziff. 5, nur Bewerbern 
ihre Stimme geben, die in einem von dem Wahlleiter 
öffenüich bekanntgegcbenen Wahlvorschlag ausgenom­
men sind, und zwar einem Bewerber höchstens drei 
Stimmen. Die Stimmzettel müssen das Kennwort des 
Wahlvorschlags enthatten und dürfen höchstens so viele 
Namen enthalten, als nach Ziff. 4 in die Wahlvorschläge 
ausgenommen werden dürfen. Sie dürfen nicht Namen 
aus verschiedenm Wahlvorschlägen enthalten.

8. Die Sitze werden auf die Wahlvorschläge nach dem Ver­
hältnisse der Zahlen der Stimmzettel verteilt, die für 
die einzelnen und verbundenen Wahlvorschläge abge­
geben wurden. Bei gleichem Ansprüche mehrerer Wahl­
vorschläge auf einen Sitz fällt dieser dem Wahlvor­
schlage zu, dessen in Betracht kommender Bewerber die 
größte Stimmenzahl aufweist; sonst entscheidet das Los.

9. Die nach Ziff. 8 einem Wahlvorschlage zugefallenen 
Sitze werden folgendermaßen tierteilt:
In den Gemeinden mit mehr als 20000 Einwohnern 

ist die Reihenfolge der Bewerber im Wahlvorschlage 
maßgebend.
In den übrigen Gemeinden ist, wenn mehr als die 

Hälfte aller für einen Wahlvorschlag abgegebenen 
Stimmzettel für den unveränderten Wahlvorfchlag ab­
gegeben worden sind, die Reihenfolge der Bewerber 
int Wahlvorschlage maßgebend. Andernfalls werden die 
den einzelnen Wahlvorschlägen zugefallmen Sitze den 
darin enthaltenen Bewerbern nach der Sttmmenzahl 
zugewiesen, die jeder von ihnen erhalten hat. Haben 
mehrere Bewerber die gleiche Stimmenzahl erhalten, 
so entscheidet die Reihenfolge der Benennung im Wahl­
vorschlag.

10. Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu, als er Be­
werber enthält, so bleiben die überschüssigen Sitze unbesetzt.

11. Die nichtgewählten Bewerber sind in der Reihenfolge 
nach Ziff. 9 die Ersatzleute der Gewählten. Sie rücken
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in den Gemeinderat ein, wenn ein Vertreter abgelehnt 
hat oder aus dem Amt ausscheidet.

Bei gemeinsamen Wahlvorschlägen mehrerer Gruppen 
können die Bewerber der einzelnen Gruppen bis zur 
Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge 
im voraus als zusammengehörig bezeichnet werden 
(Untervorschlag). Beim Wegfall eines Bewerbers 
rücken nur die Ersatzleute aus dem gleichen Untervor­
schlag in der Reihenfolge der Ziff. 9 in den Gemeinde­
rat ein.

Art. 67.
1 Die Wahlzeit beträgt fünf Jahre. Den Tag der regel­

mäßigen Gemeindewahlen bestimmt das Staatsministerium 
des Innern.

"Bei den regelmäßigen Gemeindewahlen haben die 
austretenden ehrenamtlichen Bürgermeister und Gemeinde­
ratsmitglieder ihr Amt weiterzuführen, bis die Neuge­
wählten ihr Amt übernommen haben.

Art. 68.
Die Bestechung und Nötigung der Mstimmenden hat 

die Ungültigkeit der «stimmen der dabei Beteiligten und 
den Verlust ihrer Wählbarkeit bei der betreffenden Wahl 
zur Folge.

Art. 69.
lDie Kosten der Wahl treffen die Gemeinde.
"Bei der Wahl mit gebundenen Listen kann der Ge­

meinderat den amtlichen Stimmzettel auf Kosten der Ge­
meinde einführen.

111 ®te zum Vollzüge der Wahlen vorgesehenen Ämter 
sind Ehrenämter, für die keine Vergütung beansprucht 
werden kann.

rv Alle Wahlverhandlungen mit Ausnahme der Wahl­
anfechtungen nach Art. 74 sind gebührmfrei.

Art. 70.
Soweit Bürgermeistereien nur Gemeinden umfassen, 

in denen die ersten Bürgermeister von ollen Wahlberech-



tigten zu wählen sind, haben die sämttichen Wahlberech­
tigten der beteiligten Gemeinden die Wahl des ehrenamt­
lichen ersten Bürgermeisters vorzunehmen. In den übrigen 
Fällen wird die Wahl des ersten Bürgermeisters von den 
vereinigten Gemeinderäten in gemeinschaftlicher Sitzung 
vorgenommen.

Art. 71.
1 Erledigen sich int Laufe der Wahlzeit Gemeindeämter, 

für die Ersatzleute nicht gewählt oder nicht mehr vorhanden 
sind, so ist eine Ergänzungswahl vorzunehmm, wenn der 
Gemeinderat oder die Staatsaufsichtsbehörde es für erfor­
derlich erklärt. Den Tag bestimmt die Staatsaufsichtsbehörde.

»Der Gewählte tritt, vorbehaltlich des Art. 97, nur 
für die Zeit ein, für die die zu ersetzende Person noch ge­
wählt war.

Art. 72.
Wird eine Gemeindewahl gleichzeitig mit einer vom 

Reiche oder mit einer auf Grund des Landeswahlgesetzes 
ausgeschriebenen Wstimmung vorgenommen, so sind auch 
für die Gemeindewahl hinsichtlich der Behandlung der 
Wählerlisten und Wahlkarteien, der Ausstellung der Wahl­
scheine und der Dauer der Wahlhandlung die hierfür gel- 
tmden Bestimmungen des Reiches und des Landeswahl­
gesetzes anzuwmden.

Art. 73.
i Personen, die zu Gemeindeämtern gewählt werden, 

können die Wahl ablehnen,
1. wenn sie das sechzigste Lebensjahr zurückgelegt haben, 
2. wenn sie eine Beschäftigung haben, die eine häufige 

oder lang andauernde Abwesenheit von der Gemeinde 
mit sich bringt,

3. wenn sie durch ihre Gesundheitsverhältnisse an der 
Erfüllung der ihnen durch die Wahl obliegenden Ver­
pflichtungen dauernd gehindert sind,

4. wenn sie das Amt eines Bürgermeisters oder Gemeinde­
ratsmitglieds während voller fünf Jahre bekleidet 
habm.



44 I. Texte. Gemeindeordnung.

5. wenn sie im Dienste des Reiches, Staates oder von 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechtes 
angestellt sind,

6. weibliche Personen außerdem, wenn sie durch die Wahr­
nehmung des Gemeindeamtes ihren Pflichten in der 
Familie übermäßig entzogen würden.
11 Die Ablehnung ist binnen einer Woche nach der Auf­

forderung zur Erklärung über die Annahme der Wahl 
unter Angabe des Grundes zu erklären. Die Entscheidung 
über die Zulässigkeit der Wlehnung trifft der Gemeinde­
wahlausschuß. Hiergegen ist binnen einer Woche Beschwerde 
an die Staatsaufsichtsbehörde zulässig. Diese entscheidet 
endgültig unter Ausschluß des Verwaltungsrechtsweges.

l»Wer die Übernahme eines Gemeindeamtes verwei­
gert, ohne einen Mlehnungsgrund geltend zu machen oder, 
nachdem die Ablehnung als unzulässig erklärt worden ist, 
wird mit Geldstrafe von 50 bis 250 Mk bestraft. Für die 
Aburteilung sind die Gerichte zuständig. Die Geldstrafe 
fließt in die Gemeindekasse.

iv In Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern dürfen Ehe­
gatten, Eltern und Kinder, ferner Geschwister nicht gleich­
zeitig Mitglieder des Gemeinderates sein. In einem solchen 
Fall ist die Wahl in einem späteren Wahlgang ungültig. 
Bei gleichzeitiger Wahl schließen die Bürgermeister ein­
ander nach der Reihenfolge aus; der Bürgermeister schließt 
die Gemeinderatsmitglieder aus; die Gemeinderatsmitglieder 
schließen einander aus

1. bei Mehrheitswahl nach der Stimmenzahl oder, wenn 
die Reihenfolge in einem Wahlvorschlage maßgebend 
ist, nach dieser,

2. bei Verhältniswahl innerhalb des gleichen Wahlvor­
schlags, soweit die Reihenfolge im Wahlvorschlage maß­
gebend ist, nach dieser, sonst nach der Zahl der erhal­
tenen Stimmen, auf verschiedenen Wahlvorschlägen, 
wenn bei sämtlichen beteiligten Wahlvorschlägen die 
Stimmenzahl maßgebend ist, nach dieser, sonst nach dem 
Lebensalter.



Wo die Stimmenzahl maßgebend ist, entscheidet bei 
Stimmengleichheit, wenn Bewerber eines Wahlvorschlags 
in Frage kommen, die Reihenfolge in diesem, sonst das 
Lebensalter, nötigenfalls das Los. Die Entscheidung trifft 
der Gemeindewahlausschuß. Hiergegen ist binnen einer 
Woche Beschwerde an die Staatsaufsichtsbehörde zulässig. 
Diese entscheidet endgültig unter Ausschluß des Berwal- 
tungsrechtsweges.

Art. 74.
iDie Staatsaufsichtsbehörde hat die Wahlverhand­

lungen zu prüfen und das von den Wahlausschüssm fest­
gestellte Ergebnis zu berichtigen, wenn es mit den für die 
Wahlvorschläge und die einzelnen Bewerber festgestellten 
Stimmenzahlen nicht im Einklänge steht.

»Die Staatsaufsichtsbehörde hat die Nichtigkeit einer 
Wahl festzustellen und eine Neuwahl anzuordnm, wenn 
statt Verhältniswahl zu Unrecht Mehrheilswahl oder statt 
dieser zu Unrecht Verhältniswahl stattgefunden hat.

ui Die Staatsauffichtsbehörde hat die Nichtigkeit der 
Wahl einer Einzelperson sestzustellen,

1. wenn eine nichtwählbäre Person gewählt ist,
2. wenn bei der Wahl eines Bürgermeisters oder bei der 

nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl durchgeführten 
Wahl eines einzelnen Gemeinderatsmitglieds die Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen für ungültig erklärt wurde, 

3. wenn bei der Wahl oder Auswahl eines Bürgermeisters 
durch die Abstimmung von Mitgliedern des Gemeinde­
rats, deren Wahl als nichtig festgestellt oder auf Grund 
einer Wahlanfechtung für ungültig erklärt wurde, eine 
Verdunkelung des Wahlergebnisses eingetreten sein kann, 
iv Jeder Wahlberechtigte kann die Wahl anfechten

1. wegen Verlchung der Vorschriften über Förmlichkeiten 
des Wahlverfahrens,

2. wegen vorschriftswidriger sachlicher Bescheide des Ge­
meindewahlleiters oder der Wahlausschüsse,

3. wegen Ungültigkeit einzelner Stimmen gemäß Art. 68, 
wenn und soweit das Wahlergebnis hierdurch verdunkelt
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worden sein kann. Die Wahlanfechtung ist innerhalb drei 
Wochen nach dem Tage der Wahl bei der Staatsaufsichts­
behörde anzubringm und zu begründm. Diese entscheidet 
hierüber.

v In den Fällen des Ws. III und IV ist das Ergebnis 
richtigzustellen, soweit Ersatzleute vorhanden sind. Eine 
Nachwahl findet nur unter der in Art. 71 angegebenen 
Voraussetzung statt.

VI Die Berichtigung des Wahlergebnisses, die Feststellung 
der Nichtigkeit einer Wahl und die Entscheidung über eine 
Wahlanfechtung erfolgt im verwaltungsgerichtlichen Ver­
fahren. Über die Berichtigung des Wahlergebnisses ent­
scheidet die Kreisregierung endgültig, im übrigen im zweiten 
und letzten Rechtszuge der Verwaltungsgerichtshof.

vii Eine Nachwahl ist erst nach Eintritt der Rechtskraft 
des verwaltungsgerichtlichen Beschlusses anzuordnen.

Art. 75.
'Das Verfahren bei der Wahl regelt das Staatsmini­

sterium des Innern durch eine Wahlordnung. Es kann 
hierbei hinsichtlich der gleichzeitig vorzunehmenden Wahl 
weiterer ehrenamtlicher Bürgermeister von den Vorschriften 
in Art. 66 Ziff. 2, 4, 6 und 10 abweichen. Wenn Mehr­
heitswahl nach Art. 66 Ziff. 5 stattzufinden hat, werden 
hierbei keine Ersatzleute gewählt.

»Das Staatsministerium des Innern regelt auch die 
Wahl der Ortschaftsvertretungen.

Art. 76.
iDie Kreisregierung kann binnen vier Wochen nach 

Verkündung des Wahlergebnisses gegen die Wahl eines 
Bürgermeisters Verwahrung einlegen.

»Die Verwahrung ist nur statthaft, wenn Tatsachen 
vorliegen, die die Dienstentlassung begründen würden, falls 
sie nach Erlangung des Amtes eingetreten wären. Dem 
Gewählten ist die Verwahrung zu eröffnen. Legt er binnen 
vierzehn Tagen Widerspruch ein, so entscheidet der Diszi­
plinarhof im disziplinargerichtlichen Verfahren, ob die Bor-



aussetzungen des Satzes 1 vorliegen. Gibt der Disziplinar­
hof der Verwahrung statt, so wird die Wahl insoweit un­
gültig. Das gleiche gilt, wenn der Gewählte binnen der 
gesetzten Frist gegen die Verwahrung Widerspruch nicht 
erhebt.

in Die Kreisregierung kann vor Ablauf der Frist nach 
Abs. I auf die Verwahrung verzichten.

Art. 77.
i Die ersten Bürgermeister werden durch die Staats­

aufsichtsbehörde, die weiteren Mitglieder des Gemeinderats 
durch den ersten Bürgermeister auf die gewissenhafte' Er- 
Mlung ihrer Obliegenheiten durch Handschlag verpflichtet.

n Hat die Kreisregierung Verwahrung nach Art. 76 
eingelegt, so unterbleibt die Verpflichtung bis zur Ent­
scheidung des Disziplinarhofes.

Gemeindeteamte. Art. 78.
Gemeindebeamte int Sinne dieses Gesetzes sind die be­

rufsmäßigen Mitglieder der Gemeinderäte und die Perso­
nen im Dienste der Gemeinde, die die Eigenschaft des Ge­
meindebeamten kraft Gesetzes oder durch Erklärung der 
Gemeinde besitzen.

Art. 79.
iDie Gemeinden sollen die nicht nur vorübergehmd 

oder aushilfsweise berufsmäßig bei ihnen vollbeschäftigten 
Personen, die bei gleichm Dienstobliegenheiten im Staats­
dienste Beamte wären, in der Regel als Beamte in Dienst 
nehmen.

ii Die Gemeinden sind außer den Fällen der Art. 15 
und 49 Abs. III verpflichtet, wenigstens die Personen als 
Gemeindebeamte in Dienst zu nehmen, die mit der Hand­
habung der Sicherheitspolizei, ausschließlich des Feld- und 
Waldschutzes, nicht nur vorübergehend oder aushilfsweise 
befaßt sind. Das gleiche gilt für solche Personen, die haupt­
amtlich und berufsmäßig mit der Führung von Kassen, 
ausschließlich der Sparkassen, betraut sind.
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Art. 80.
Die Gemeindebeamten haben alle Obliegenheitm ihres 

Amtes den Gesetzen, Verordnungen und Dienstvorschriften 
entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen und sich durch ihr 
Berhaltm in und außer dem Amte der Achtung, die das 
Amt erfordert, würdig zu erweisen.

Art. 81.
Die Gemeindebeamten haben über Angelegenheiten, die 

ihnen vermöge ihres Amts bekannt geworden sind und 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich oder 
angeordnet ist, Verschwiegenheit zu beobachten. Diese Pflicht 
besteht auch nach Lösung des Dienstverhältnisses fort.

Art. 82.
iHat ein Gemeindebeamter durch vorsätzliche oder fahr­

lässige Verletzung seiner Amtspflicht der Gemeinde einen 
Schaden zugefügt, so entscheidet auf Antrag der Gemeinde 
oder von Amts wegen die Staatsaufsichtsbehörde, ob er 
der Gemeinde für den Schaden haftbar ist und in welcher 
Höhe er Ersatz zu leisten hat. Gegen den Beschluß der 
Staatsaufsichtsbehörde steht den Beteiligten binnen vier­
zehn Tagen Beschwerde an die nächsthöhere Staatsaufsichts­
behörde zu; diese mtscheidet endgültig.

riDer Beschluß wird mit Ablauf der Beschwerdefrist 
oder mit der Zustellung der Entscheidung des zweiten 
Rechtszugs vollstreckbar. Er kann schon vorher für vorläufig 
vollstreckbar erklärt werden, wenn zu befürchten ist, daß 
der Gemeindebeamte sein Vermögen der Verwendung zum 
Ersätze des Schadens entziehen wird oder wenn sonst die 
Aussetzung der Vollstreckung einen schwer zu ersetzenden 
Nachteil mit sich bringen würde. Dem Gemeindebeamten 
ist zu gestatten, durch Sicherheitsleistung oder durch Hinter­
legung die vorläufige Vollstreckung abzuwenden.

Art. 83.
1 Gegen den vollstreckbaren Beschluß nach Art. 82 steht 

dem Gemeindebeamtm und der Gemeinde sowohl Hinsicht-



lich der Ersatzverbindlichkeit als auch hinsichtlich des Er­
satzbetrags der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten 
offen.

«Das Klagerecht erlischt binnen einer Ausschlußfrist 
von einem Jahr. Die Ausschlußfrist beginnt an dem Tag, 
an dem der Beschluß vollstreckbar geworden ist. Für sie 
gelten die §§ 203, 206, 207 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend.

Art. 84.
Die Gemeindebeamten werden durch den ersten Bürger­

meister auf die gewissenhafte Erftlllung ihrer Obliegen- 
heiten durch Handschlag verpflichtet.

Art. 85.
i Die Gemeinden dürfen für ihre Beamten und Ange- 

ftdltcn solche Amtsbezeichnungen nicht verwenden, gegen 
deren Verwendung das zustäMge Staatsministerium mit 
Rücksicht auf die vom Staate verwendeten Bezeichnungen 
allgemein oder im einzelnen Fall Einspruch erhebt.

11 Das Staatsministerium des Innern kann die Dienst­
kleidung und Dienstabzeichen der Beamten der Sicherheits­
polizei und ihrer Hilfskräfte regeln.

Art. 86.
i Die Anstellungs- und Dienstverhältnisse der Gemeinde­

beamten und Beamtenanwärter können nach Maßgabe der 
Gesche durch eine Satzung geregelt werden.

«Die Gemeindebeamten sind der Gemeinde gegenüber 
zur Übernahme von Nebenämtern oder Nebengeschäften im 
öffentlichen Dienst auch ohne besondere Vergütung ver­
pflichtet, wenn sie ihrer Berufsbildung entsprechen.

Art. 87.
1 Der Gemeindebeamte erhält über seine Anstellung eine 

Urkunde, die seine Eigenschaft als Gemeindebeamter und 
den Zeitpunkt, von dem an die Anstellung wirksam wird, 
ersehen läßt. Bei vollbeschäftigten Gemeindebeamten ist in 

Lak.»ret-v. Jan-Schadensroh, Gemeintxordming. 4
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der Urkunde auch anzugeben, daß die Anstellung in dieser 
Eigenschaft erfolgt. Diese Bestimmungen gelten auch für 
die Wiederanstellung und Beförderung.

«Zum vollbeschäftigten Gemeindebeamten kann nur 
ernannt werden, wer das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat.

Art. 88.
i Das Dienstverhältnis der Gemeindebeamten ist wider­

ruflich vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen für die 
berufsmäßigen Bürgermeister und Gemeinderatsmitglieder.

"Das Dienstverhältnis der widerruflichen Gemeinde­
beamten kann durch Beschluß jederzeit gelöst werden; sofern 
nicht eine grobe Pflichtverletzung vorliegt, ist eine Kündi­
gungsfrist von drei Monaten einzuhalten. Die Lösung des 
Dienstverhältnisses hat den Verlust des Diensteinkommens, 
der Amtsbezeichnung und der Dienstabzeichen sowie der 
Aussicht auf Gewährung eines Ruhegehalts und auf Hinter­
bliebenenversorgung zur Folge.

111 Hat ein widerruflicher Gemeindebeamter drei Dienst­
jahre als vollbeschäftigter Beamter der Dienstgemeinde 
zurückgelegt, so darf das Dienstverhältnis nur gelöst wer­
den, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Liegt der Grund 
nicht in der Person des Gemeindebeamten, so wird diesem 
eine angemessene Wfindung gewährt. Beschwerde (Art. 100) 
ist zulässig. Darüber, ob der wichtige Grund zur Lösung 
des Dienstverhältnisses in der Person des Gemeindebeamten 
liegt, sowie über die Höhe der Abfindung nach Satz 2 ent­
scheiden im Streitfälle die ordentlichen Gerichte.

rv Hat ein widerruflicher Gemeindebeamter zehn Dienst­
jahre als vollbeschäftigter Beamter der Dienstgemeinde 
zurückgelegt, so scheidet Dienstunfähigkeit als wichtiger 
Grund für die Lösung des Dienstverhältnisses aus.

v Der Gemeinderat kann einzelnen vollbeschäftigten Ge­
meindebeamten die Unwiderruflichkeit gewähren. Gegenüber 
unwiderruflichen Gemeindebeamten kann nur im Wege des 
Disziplinarverfahrens eine Schmälerung des Grundgehalts 
oder die Entlassung aus dem Dienst ausgesprochen werden.



Art. 89.
i Der Gemeindebecnnte hat für die Dauer des Dienst­

verhältnisses Anspruch auf Besoldung. Wenn er zehn 
Dienstjahre als vollbeschäftigter Beamter der Menst- 
gemeinde zurückgelegt oder wenn er die Unwiderruflichkeit 
erlangt hat, hat er

1. Anspruch auf Ruhegehalt nach Versetzung in den Ruhe­
stand,

2. Anspruch auf Versorgung seiner Hinterbliebenen.
»Der Gemeindebeamte kann um Versetzung in den 

Ruhestand nachsuchm und ohne Ansuchen in den Ruhestand 
versetzt werden, wenn er das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet hat oder dienstunfähig geworden ist. Wird die 
Versetzung in den Ruhestand ohne Ansuchen des Gemeinde­
beamten verfügt oder wird sie verweigert, so ist Beschwerde 
zulässig (Art. 100). Art. 64 des Beamtengesetzes gilt ent­
sprechend.

in Besoldung, Ruhegehalt und Hinterbliebenenversor­
gung sowie die Regelung sonstiger Dienstbezüge einschließ­
lich der Entschädigung für Dienstwohnungen und Dienst­
grundstücke müssen angemessen sein. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Bezüge unter Berücksichtigung der beson­
deren Verhältnisse der Stelle und der Gemeinde den Be­
zügen angeglichen sind, welche die Inhaber gleich zu bewer­
tender Stellen im Staatsdienst erhalten.

iv Bei nichtvollbeschäftigten Beamten ist der ihrer Be­
schäftigung entsprechende Teil der Besoldung nach Abs. III 
angemessen.

Art. 90.
iDie beteiligten Gemeindebeamten und ihre Hinter­

bliebenen könnm eine Neuregelung der Bezüge nach Art. 89 
Abs. III beantragen. Wird die Forderung ganz oder zum 
Teil abgelehnt, so entscheidet das Kreisschiedsgericht. Gegen 
die Entscheidung des Kreisschiedsgerichts ist binnen vier 
Wochen die Beschwerde zum Landesschiedsgerichte zulässig. 
Das Beschwerderecht steht den beteiligten Gemeindebeamten, 
ihren Hinterbliebenen und der Gemeinde zu.
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u Das Kreisschiedsgericht entscheidet in der Besetzung 
mit drei Mitgliedern. Der Vorsitzende muß die Be­
fähigung zum Richteramte besitzen und darf nicht Ge­
meindebeamter oder Vertreter von Gemeindebeamten sein; 
je ein Beisitzer wird den Mitgliedern der Gemeinderäte und 
Bezirkstage einerseits und den Beamten der Gemeinden 
und Bezirke anderseits entnommen. Das Landesschieds­
gericht mtscheidet in der Besetzung mit fünf Mitgliedern. 
Vorsitzender des Landesschiedsgerichts ist der Präsident des 
Berwaltungsgerichtshofs oder ein von ihm bestelltes Mit­
glied dieses Gerichtshofs; zwei ständige Beisitzer und ihre 
Stellvertreter werden von dem Präsidenten des Verwal­
tungsgerichtshofs aus der Zahl der Mitglieder dieses Ge­
richtshofs ernannt; je ein weiterer Beisitzer wird den 
Mitgliedern der Gemeinderäte und Bezirkstage einerseits 
und den Beamten der Gemeinden und Bezirke anderseits 
entnommen. Das Nähere über Bildung, Zuständigkeit, 
Verfahren und Kosten der Schiedsgerichte wird durch eine 
vom Staatsministerium des Innern nach Anhörung der Ver­
bände der Gemeinden und Bezirke und der Gemeindebeamten­
kammer zu erlassende Schiedsgerichtsordnung bestimmt.

Art. 91.
l Gemeindebcamte können jederzeit ohne Airgabe eines 

Grundes um Entlassung aus dem Dienste nachsuchen. Der 
Gemeindebeamte verliert mit dem Dienstaustritt den An­
spruch auf Diensteinkommen, Ruhegehalt und Hinterblie­
benenversorgung, Amtsbezeichnung und Dienstabzeichen.

ii Die Gemeinde kann einen unwiderruflichen Ge­
meindebeamten unter Bewilligung des gesetzlichen Warte­
geldes einstweilen in den Ruhestand versetzen, wenn infolge 
einer Änderung in der Gemeindeverwaltung für die Ver­
wendung des Beamten keine Gelegenheit mehr gegeben ist 
oder wmn ohne sein Verschulden Umstände vorliegen, durch 
die seine amtliche Wirksamkeit nicht bloß vorübergehend 
gestört wäre. In diesem Falle gelten für das Wartegeld 
die Vorschriften der Art. 39 bis 46 des Beamtengesetzes 
entsprechend.



in Abs. II gilt nicht für die berufsmäßigen Mitglieder 
des Gemeinderats, es sei denn, daß ihnen die Unwider­
ruflichkeit gewährt ist.

Art. 92.
1 Soweit die vollbeschäftigten Gemeindebeamten der 

reichsgesetzlichen Krankenversicherung unterliegen, steht 
ihnen im Falle der Krankheit auf die Dauer der Regel­
leistung der Krankenkassen ein Barbezug im anderthalb­
fachen Betrag des Krankengeldes zu. Auf diesen Bezug 
wird der Betrag angerechnet, der dem Gemeindebeamten 
für die gleiche Zeit aus Besoldung, Ruhegehalt oder Unter­
haltsbeitrag zukommt. Ist ein vollbeschäftigter Gemeinde­
beamter versicherungsberechtigt, so kann er von der Ge­
meinde angehalten werden, der Versicherung freiwillig bei­
zutreten; die Gemeinde muß jedoch die vollen Beiträge 
zur Krankenkasse bestreiten. Die Barleistungen der Kranken­
kasse werden dem Gemeindebeamten auf die Bezüge ange­
rechnet, die ihm für die gleiche Zeit gegen die Gemeinde 
zustehen.

11 Ist ein nichtvollbeschäftigter Gemeindebeamter kranken­
versicherungsberechtigt und macht er von diesem Rechte Ge­
brauch, so hat ihm die Gemeinde ein Drittel der Beiträge 
zu erstatten.

mJst ein nichtvollbeschäftigter Gemeindebeamter be­
rechtigt, an der reichsgesetzlichen Invaliden- oder Ange­
stelltenversicherung teilzunehmen, und macht er von biefent 
Rechte Gebrauch, so hat ihm die Gemeinde die Hälfte des 
Beitragssatzes der untersten Klasse zu erstatten.

iv Die Vorschriften der beiden letzten Absätze gelten 
nicht für Gemeindebeamte, die zugleich etatmäßige Staats­
beamte oder vollbeschäftigte Beamte einer anderen Ge­
meinde sind.

Art. 93.
Die Gemeindebeamten haben Anspruch auf Unfallfür­

sorge in entsprechender Anwendung der Art. 89 bis 101 
des Beamtengesetzes.
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Art. 94.
i Die vollbeschäftigten Gemeindebeamten haben Anspruch, 

auf Urlaub, wenn nicht außergewöhnliche dienstliche Ver­
hältnisse entgegenstehen. Für die Dauer des Urlaubs sowie 
für die Sonntagsruhe gelten die für die Staatsbeamten ge­
gebenen Vorschriften entsprechend.

ii Tritt der erste Bürgermeister einen Urlaub von mehr: 
als einer Woche an, so hat er dies der Staatsaufsichts--- 
behörde anzuzeigen.

Art. 95.
Die Gemeinden sollen bei Anstellung von Gemeinde­

beamten bei gleicher Eignung der Bewerber dem den Vor­
zug geben, der erheblich kriegsbeschädigt ist oder mehr alsi 
zwei Jahre Kriegsdienst in der vorderen Linie geleistet hat..

Art. 96.
Für die Gemeindebeamten, die nach den §§ 6, 7, 8,. 

44 Abs. 2d der Anstellungsgrunds ätze (Grundsätze für die: 
Anstellung der Inhaber eines Versorgungsscheins) ange­
stellt sind oder werden, sind die für Staatsbeamte geltendem 
Bestimmungen über Anrechnung der bei der deutschem 
Wehrmacht (Heer, Marine, Reichswehr) sowie bei der 
Landespolizei und Polizeiwehr geleisteten Dienstzeit auff 
das Besoldungsdimstalter und auf die pensionsfähige: 
Dienstzeit entsprechend anzuwmden.
Besondere Bestimmungen 

sstr die bernfSmLßigrnMit- 
glieder des GemeiuderatS. Art. 97.

iDie berufsmäßigen Bürgermeister und berufsmäßigem 
Gemeinderatsmitglieder werden auf höchstens zehn Jahre 
gewählt. Ihre Anstellung erfolgt durch schriftlichen Dienst­
vertrag. Wird nicht binnen vier Wochen nach Abschluß der 
Wahl ein Dienstvertrag vereinbart, so ist die Wahll 
ungültig.

ii Im Dienstvertrage kann eine Probezeit bis zu einem 
Jahre vereinbart werden. Bis zum Beginne des letztem 
Vierteljahres der Probezeit kann der Gemeinderat durch



Beschluß den Rücktritt vom Dienstvertrage für das Ende 
der Probezeit erklären; andernfalls gilt der Dienstvertrag 
auf die Dauer der Wahlzeit.

111 (Spätestens ein Vierteljahr vor Ablauf des Dienst­
vertrags muß eine Neuwahl stattfinden, sofern die Stelle 
wieder besetzt werden soll. Lehnt der Gemeindebeamte die 
Wiederwahl trotz Sicherstellung der bisherigen Bertrags­
rechte ab, so verliert er die aus seiner bisherigen Anstellung 
erworbenen Rechte.

rv Der Dienstvertrag muß eine angemessene Besoldung, 
Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
für den Eintritt des Bersorgungsfalles während der Dienst­
zeit und eine angemessene Versorgung des Gemeindebeamten 
und seiner Hinterbliebenen für den Fall der Nichtwieder­
wahl nach Ablauf des Dienstvertrags vorsehen.

vDer Gemeinderat kann durch besonderen Beschluß 
dem Gemeindebeamten mit dessm Einwilligung die Uu- 
widerruflichkeit gewähren.

Art. 98.
Die berufsmäßigen Mitglieder des Gemeinderats müssen 

ihren Wohnsitz in der Dienstgemeinde nehmen; Ausnahmen 
können mit Zustimmung der Dienstgemeinde von der 
Staatsaufsichtsbehörde genehmigt werden.
verfolgnng von Ansprüche«

der Gemeindebeamte«. Art. 99.
iFür vermögensrechtliche Ansprüche der Gemeinde- 

beamten und ihrer Hinterbliebenen aus dem Dienstverhält­
nisse steht der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten 
offen.

ii Die Entscheidungen der Gemeindebehörden, der 
Staatsaufsichtsbehörden und der Disziplinargerichte sind 
in den Fällen des Art. 178 des Beamtengesetzes für die 
Beurteilung der vor den ordentlichen Gerichten geltmd 
gemachten vermögensrechtlichen Ansprüche bindmd. Das 
gleiche gilt für die Entscheidungen über die Lösung des 
Dienstverhältnisses widerruflicher Gemeindebeamter sowie 
für die Entscheidungen der Schiedsgerichte nach Art. 90.
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111 Ansprüche nach Abs. I können erst gerichllich ver­
folgt werden, wenn der Beteiligte gegen die ihn beschwermde 
Verfügung bei der Gemeinde Whilfe verlangt und ent­
weder eine Mehnende oder binnm sechs Wochen keine 
Erklärung erhalten hat. Für die Behandlung des Whilfe- 
gesuchs und die Klage gilt Art. 177 Abs. 2, 3 des 
Beamtengesetzes.

Art. 100.
l Bei Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnisse, für die 

der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten oder Ver­
waltungsgerichten oder das Verfahren nach Art. 90 nicht 
eröffnet ist, entscheiden die Staatsaufsichtsbehörden, ob die 
Entscheidung der Gemeinde gesetzmäßig ist. Die Beschwerde 
gegen die Entscheidung der Gemeinde ist binnen vier Wochen 
nach Zustellung oder Eröffnung einzulegen. Die Kreis­
regierung entscheidet im zweiten Rechtszug endgültig.

11 Abs. I gilt insbesondere für den Streit, ob die Lösung 
des Dienstverhältnisses nach Art. 88 und 91 Abs. I oder ob 
die Versetzung in den Ruhestand nach Art. 89 Abs. II zu 
Recht erfolgt oder verweigert ist.

Dienstaufsicht. Art. 101.
iDie Dienstaufsicht über die Gemeindebeamten führt 

der erste Bürgermeister. Er kann die Dienstaufsicht in be­
stimmten Geschäftszweigen mit Ausnahme der Dienstauf­
sicht über die berufsmäßigen Mitglieder des Gemeinderats 
unter seiner Verantwortung einzelnen Gemeindebeamten 
übertragen.

11 Beschwerden gegen die Verfügungen des ersten 
Bürgermeisters oder die von ihm gebilligten Verfügungen 
seines Beauftragten entscheidet der Gemeinderat. Be­
schwerden der berufsmäßigen Mitglieder des Gemeinderats 
gegen Verfügungen des ersten Bürgermeisters entscheidet 
die unmittelbar vorgesetzte Staatsaufsichtsbehörde endgültig.

»iDie berufsmäßigen Mitglieder des Gemeinderats 
unterstehen nicht der Dienstaufsicht, soweit sie in Ausübung 
ihrer Rechte als Gemeinderatsmitglieder handeln.



ÄÄ* *rt. 102.
1 Ein Gemeindebeamter, der die ihm obliegenden 

Pflichten schuldhast verletzt, macht sich eines Dienstver- 
gehms schuldig.

"Die Dienststrafen sind
a) Ordnungsstrafen,
b) Disziplinarstrafen.

Die Ordnungsstrafen sind
1. Verweis,
2. Geldstrafen bis zu 200 3M, bei vollbeschäftigten Ge­

meindebeamten bis zum Betrage der Besoldung für 
einen Monat.
Die Disziplinarstrafen sind

1. Geldstrafm bis zu 600 5M, bei vollbeschäftigten Ge­
meindebeamten bis zu einem Drittel des zuletzt be­
zogenen Jahresbetrags der Besoldung,

2. Versetzung auf eine andere Amtsstelle mit gleichem oder 
geringerem Grundgehalt,

3. Androhung der Dienstentlassung in Verbindung mit 
einer der unter Ziff. 1 und 2 vorgesehenen Disziplinar­
strafen,

4. Dienstmtlassung.
111 ®er Höchstbetrag der Geldstrafe darf auch beim Zu­

sammentreffen mehrerer Dienstvergehen nicht überschritten 
werden. Für Strafversetzung gilt Art. 109 des Beamten­
gesetzes entsprechend.

iv Die Geldstrafen fließen in die Gemeindekasse; sie sind für 
Wohlfahrtseinrichtungen der Gemeindebeamten zu verwenden.

v Die Dienstentlassung hat den Verlust des Amts, der 
Amtsbezeichnung, der Dienstabzeichen sowie des Anspruchs 
auf Diensteinkommen, Ruhegehalt und Hinterbliebenen­
versorgung zur Folge. Ausnahmsweise kann die zur Diszi­
plinarbestrafung berufene Behörde dem Gemeindebeamten 
auf Lebenszeit oder auf bestimmte Zeit einen Teil des 
Ruhegehalts als Unterhaltsbeitrag zusprechen und den 
Hinterbliebenen den Anspruch auf Versorgung ganz oder
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teilweise Vorbehalten. Der Unterhaltsbeitrag ist von der 
Gemeinde nur für die Zeit der Bedürftigkeit zu zahlen; 
Streitigkeiten entscheidet die unmittelbar vorgesetzte Staats­
aufsichtsbehörde endgültig.

vi Die Bestimmungen der Art. 113, 115 und 116 des 
Beamtengesetzes gelten entsprechend.

vii Das Staatsministerium des Innern kann Vor­
schriften zum Vollzüge der dienststraftechtlichen Bestim­
mungen dieses Gesetzes erlassen.

Art. 103.
i Gegen die unter Gewährung von Wartegeld einst­

weilen in den Ruhestand versetzten Gemeindebeamten ist 
an Stelle der Versetzung auf eine andere Amtsstelle auf 
Minderung des Wartegeldes um höchstens den fünften 
Test für die ganze Zeit oder für einen Teil des einst­
weiligen Ruhestandes zu erkennen. Im übrigen gelten für 
sie die allgemeinen dienststrafrechtlichen Vorschriften mit 
der Maßgabe, daß sich die Begrenzung der Geldstrafen 
statt nach der Besoldung nach dem Wartegelde bemißt.

li Gegen °die zeitlich oder dauernd in den Ruhestand 
versetzten Gemeindebeamtm kann auf Verweis und Geld­
strafe nur wegen Verletzung der Pflicht der Amtsverschwie­
genheit erkannt werden; die Begrenzung der Güdstrafe 
bemißt sich statt nach der Besoldung nach dem Ruhegehalt. 
Im übrigen ist ein Disziplinarverfahren gegen sie nur 
wegen solcher während der Dienstzeit oder im Ruhestande 
begangener Handlungen zulässig, die gegenüber einem Be­
amten im Dimstverhältnisse die Dienstentlassung begrün­
den. An Stelle der Dienstentlassung ist in diesem Fall auf 
Verlust der Amtsbezeichnung und des Ruhegehalts sowie 
des Anspruchs auf Hinterbliebenenversorgung zu erkennen.

in Gegen Gemeindebeamte, deren Dienstverhältnis ge­
löst oder sonstwie beendigt worden ist, kann wegen einer 
Verletzung der Pflicht der Amtsverschwiegenheit auch nach 
Lösung oder sonstiger Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine Geldstrafe bis zu 600 TOK im Disziplinarverfahren 
verhängt werden. Im übrigen unterbleibt das Dienststraf-



verfahren oder es wird eingestellt, wenn das Dienstver­
hältnis gelöst oder sonstwie beendigt worden ist.

rv Für die Zuständigkeit in diesen Fällen gilt Art. 169 
des Beamtengesetzes entsprechend.

v Hai ein Gemeindebeamter in einem früheren öffmt- 
lichen Dienstverhältnis ein dienststrafrechtlich ungeahndetes 
Dienstvergehen begangen, so ist ein dienststrafrechtliches 
Einschreiten auch hierwegen zulässig.

Wegen einer Handlung, die ein Gemeindebeamter 
vor dem Eintritt in das Dienstverhältnis zu einer Zeit be­
gangen hat, in der er nicht öffentlicher Beamter war, ist 
ein dienststrafrechtliches Einschreiten nur dann zulässig, 
wenn die Handlung die Dienstentlassung begründet.

Art. 104.
i Die Ordnungsstrafen verhängt der Gemeinderat, so­

weit er seine Befugnisse nicht dem ersten Bürgermeister 
überträgt.

"Dem Gemeindebeamten ist Gelegenheit zu geben sich 
zu vcrantwortm. Art. 131 des Beamtengesetzes gilt ent­
sprechend.

in Die Strafe wird schriftlich unter Angabe der Gründe 
verhängt.

Gegen den Strafbescheid steht dem Gemeindebeamten 
binnm vierzehn Tagen Beschwerde zur Staatsaufsichts­
behörde zu. Diese entscheidet endMtig.

Art. 105.
i Die Disziplinarstrafen verhängt der Gemeinderat. 
"Art. 104 Abs. II, III und IV sind anzuwenden.

Art. 106.
Für die Kosten des Verfahrens gilt Art. 162 des 

Beamtengesetzes entsprechend; in den Fällen der Abs. 4 
und 5 tritt an die Stelle der Staatskasse die Gemeinde.

Art. 107.
1 Die Staatsaufsichtsbehörde ist befugt, die Hand­

habung des Dienststrafrechts zu überwachen.



60 I. Texte. Gemeindeordnung.

"Das Dienststrafrecht der Gemeinde geht auf die 
Staatsaufsichtsbehörde über, wenn ein Gemeindebeamter 
in den Fällen der Art. 51 Abs. III Satz 3 und 4, Art. 52 
Abs. I und II, Art. 54 Abs. II Satz 2, Art. 55 Abs. III 
Satz 3 und 4 den Weisungen der zuständigen staatlichen 
Beamten nicht Folge leistet.

in Die Staatsaufsichtsbehörde kann ein dienststrafrecht­
liches Verfahren veranlassen. In diesem Falle kann sie 
das dienststrafrechtliche Verfahren selbst durchführen, wenn 
die Gemeinde innerhalb einer ihr gesetzten Frist dies verab­
säumt oder das Verfahren ohne Strafe eingestellt hat, und 
die erkannte Strafe abändern, wenn diese nach ihrem Er­
messen dem Dienstvergehen nicht entspricht.

iv Gegen den Strafbescheid nach Abs. II und III steht 
dem Gemeindebeamtm binnen vierzehn Tagen Beschwerde 
zur nächsthöheren Staatsaufsichtsbehörde zu. Diese ent­
scheidet endgültig.

Art. 108.
lFür das Dienststrafrecht der unwiderruflichen Ge­

meindebeamten mit Ausnahme der berufsmäßigen Mit­
glieder des Gemeinderats gelten anstelle des Art. 105 
dieses Gesetzes die Art. 118 bis 163 des Beamtengesetzes 
entsprechend.

"Zur Vorbehandlung im Disziplinarverfahren sind 
die Staatsaufsichtsbehörden, zum Anträge nach Art. 129 
Abs. 1 des Beamtengesetzes ist das Staatsministerium des 
Innern oder die von ihm ermächtigte Stelle zuständig.

Art. 109.
lFür das Dienststrafrecht der berufsmäßigen Mit­

glieder des Gemeinderats gilt Art. 108 entsprechend.
" Art. 104 Abs. I und IV dieses Gesetzes findet keine 

Anwendung. Die Verhängung einer Ordnungsstrafe kommt 
der Staatsaufsichtsbehörde zu. Gegen den Strafbescheid 
kann das berufsmäßige Mitglied des Gemeinderats binnen 
vierzehn Tagen Beschwerde zur nächsthöheren Staatsauf­
sichtsbehörde einlegen. Die Kreisregierung entscheidet als 
Beschwerdestelle endgültig.



Art. 110.
i Die Disziplinargerichte (Disziplinarkammern für nicht­

richterliche Beamte und Disziplinarhof für nichtrichterliche 
Beamte) entscheiden beim Verfahren gegen Gemeindebeamte 
unter Zuziehung von Gemeindebeamten.

»Die Disziplinargerichte werden hierzu durch Ernen­
nung von je sechs unwiderruflichen Gemeindebeamten oder 
berufsmäßigen Mitgliedern des Gemeinderats sowie der 
gleichen Anzahl von Stellvertretern ergänzt. Die unwider­
ruflichen Gemeindebeamtm und die berufsmäßigen Mit­
glieder des Gemeinderats sowie ihre Stellvertreter werden 
in doppelter Höhe der erforderlichen Zahl von der Ge­
meindebeamtenkammer vorgeschlagen und vom Staatsmini­
sterium des Innern auf die Dauer der Wahlzeit der 
Gemeindebeamtenkammer ernannt.

rn Jst der Beschuldigte sowohl Staats- wie Gemeinde­
beamter, so ist wenigstens ein Beisitzer des Disziplinar­
gerichts dem Kreise der Gemeindebeamten zu entnehmen, 
sofern durch das Dienstvergehen nicht ausschließlich die 
Pflichten des Staatsbeamten verletzt sind.

lv Im übrigen gelten die Bestimmungen des Beamten- 
gesches mtsprechend. Das Staatsministerium des Innern 
kann die Zahl der zu Mitgliedern der Disziplinargerichte 
zu ernennenden Gemeindebeamten nach Bedarf erhöhen. 
Werden Vorschriften der Staatsregierung auf Grund des 
Art. 120 Abs. 3 Satz 2 des Beamtengesetzes erlassen, so 
kann das Staatsministerium des Innern, auch abweichend 
von diesem Artikel, entsprechende Vorschriften für die Ge­
meindebeamten geben.

v Das Staatsministerium des Innern oder die von ihm 
ermächtigte Stelle ist befugt, Beamte der Staatsauffichts- 
behörde und Vertreter der Gemeinde in die Verhandlung nach 
Art. 143 Abs. 3,158 Abs. 6 des Beamtengesetzes abzuordnen.

Art. 111.
l Für die vorläufige Dienstenthebung gelten die Art. 171 

bis 173 des Beamtengesetzes entsprechend. Außerdem könnm 
die Gemeindebeamten mit Ausnahme der berufsmäßigen
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Mitglieder des Gemeinderats jederzeit unter Wahrung 
aller ihrer Rechte aus dem Dienstverhältnisse vom Ge­
meinderat, in dringenden Fällen vom ersten Bürgermeister 
vorbehaltlich der Entscheidung des Gemeinderats, ihres 
Dienstes vorläufig enthoben werden.

"Zur vorläufigen Dienstenthebung nach Art. 172 des 
Beamtengesetzes ist der erste Bürgermeister und, falls dieser 
von seiner Befugnis keinen Gebrauch gemacht hat, die 
Staatsaufsichtsbehörde befugt. Zur vorläufigen Dienstent­
hebung von Mitgliedern des Gemeinderats ist nur die 
Staatsaufsichtsbehörde befugt. Gegen die Anordnung der 
vorläufigen Dienstenthebung durch den ersten Bürgermeister 
steht dem Gemeindebeamten Beschwerde zur Staatsaufsichts­
behörde, gegen die Anordnung der vorläufigen Dienstenthebung 
durch die Staatsaufsichtsbehörde Beschwerde zur nächsthöheren 
Staatsaufsichtsbehörde zu. Die Beschwerdestelle enscheidet end­
gültig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

111 Während der vorläufigen Enthebung eines Gemeinde­
beamten vom Dienste nach den Art. 171, 172 des Beamten­
gesetzes wird ihm vom Ablaufe des Monats an, in dem sie 
eintritt, der dritte Teil der Besoldung einbehalten. In 
Fällen der Not des Gemeindebeamten ist die Staatsauf­
sichtsbehörde befugt, die Einbehaltung auf einen geringeren 
Teil der Besoldung zu beschränken. Art. 174 Abs. 4 des 
Beamtengesetzes gilt entsprechend.

iv Der einbehaltene Teil der Besoldung dient zur Deckung 
der dm Gemeindbeamten trefsendm Kostm des Verfahrens, 
einer etwaigm Geldstrafe und in dm Fällm, in denen das 
Verfahrm zur Dienstmtlassung führt, zur Deckung der durch 
die Vertretung des Beamtm vemrsachten Kosten, zur 
Deckung der Stellvertretungskostm auch, soweit sie infolge 
der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe erwachsm sind.

v Bei Verurteilung zur Freiheitsstrafe und beiDimst- 
entlafsung ist der nach Abs. IV nicht verbrauchte Teil der 
einbehaltenm Besoldung nach Art. 102 Abs. IV für Wohl- 
fahrtseinrichtungm der Gemeindebeamtm zu verwenden. 
In anderen Fällen ist er den Gemeindebeamtm auszuzahlen.



Ehrenamtliche Mitglieder
deS GemeiuderatS. Art. 112.
i Ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats können 

ihr Amt niederlegen, wenn die Voraussetzungen des Art. 73 
Abs. I gegeben sind. Über die Zulässigkeit entscheidet der 
Gemeinderat.

"Das Amt muß niedergelegt werden, wenn Verhält­
nisse eintretm, die die Fortführung des Amts unmöglich 
machen. Über die Notwendigkeit entscheidet der Gemeinderat.

in Gegen die Beschlüsse des Gemeinderats nach Ws. I 
und II ist binnen vierzehn Tagen Beschwerde zur Staats­
aufsichtsbehörde zulässig. Diese entscheidet im Falle des 
Abs. I endgültig. Im Falle des Abs. II entscheidet sie im 
oerwaltungsgerichtlichen Verfahren; im zweiten Rechtszug 
entscheidet der Verwaltungsgerichtshof.

Art. 113.
Ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats verlieren 

ihr Amt, abgeschen von Art. 25 und 76,
1. durch den Verlust der Wählbarkeit,
2. durch die Niederlegung nach Art. 112 und, wenn der Ge­

meinderat die Zulässigkeit dieser Niederlegung oder das 
ehrenamtliche Mitglied die Pflicht zur Niederlegung 
bestreitet, mit der Rechtskraft des Beschlusses,

3. durch Nichtigkeits-oder Ungültigkeitserklärung der Wahl, 
4. durch die nachträgliche Änderung des Wahlergebnisses, 
5. durch Anstellung als berufsmäßiger Bürgermeister oder

als berufsmäßiges Gemeinderatsmitglied.

Art. 114.
i Ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats haben 

Anspruch auf angemessene Aufwandentschädigung, Ange­
stellte und Lohnarbeiter außerdem Anspruch auf Entschä­
digung für entgangenen Gehalt oder Lohn. Ehrenamtliche 
Bürgermeister haben ferner Anspruch auf einen angemes­
senen Dienstbezug; das Staatsministerium des Innern 
erläßt hierüber Richtlinien. Streitigkeiten entscheidet die 
unmittelbar vorgesetzte Staatsaufsichtsbehörde endgültig.
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ii Den Beamten, Angestellten und Arbeitern des Staates, 
der Gemeinden und sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts muß die zur Ausübung des Amts erforderliche 
Dienstbefreiung gewährt werden.

Art. 115.
i Den Urlaub der ehrenamtlichen Mitglieder des Ge­

meinderats regelt der Gemeinderat.
ii Tritt der erste Bürgermeister einen Urlaub von mehr 

als einer Woche an, so hat er dies der Staatsaufsichts­
behörde anzuzeigen.

Art. 116.
Für die ehrenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats 

gelten die Bestimmungen der Art. 80 bis 83 und Art. 85 
entsprechend.

Art. 117.
i Auf ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats, welche 

die ihnen obliegenden Pflichten schuldhaft verletzen, finden 
die Bestimmungen der Art. 102, 103 Abs. III und IV, 104 
Abs. II und III, 106 dieses Gesetzes, ferner die Art. 118 
bis 163 des Beamtengesetzes entsprechend Anwendung. 
Gegen ehrenamtliche Mitglieder des Gemeinderats, mit 
Ausnahme der Bürgermeister, ist ein Dienststrafverfahren 
nur zulässig, wenn die Pflichtverletzung die Dienstent­
lassung begründet. Die Verhängung von Ordnungsstrafen 
gegen Bürgermeister kommt der Staatsauffichtsbehörde zu; 
gegen den Strafbescheid ist binnen vierzehn Tagen Be­
schwerde zur nächsthöheren Staatsaufsichtsbehörde zulässig; 
die Kreisregierung entscheidet als Beschwerdestelle end­
gültig. Für das Disziplinarverfahrm gilt Art. 108 Abs. II 
dieses Gesetzes. Die Dienstentlassung schließt die Wieder­
wahl für fünf Jahre aus.

ii Für das disziplinargerichtliche Verfahren gilt Art. 110 
entsprechend. Das Staatsministerium des Innern ergänzt 
die Disziplinargerichte durch Ernennung von je sechs ehren­
amtlichen Mitgliedern von Gemeinderäten sowie der gleichen 
Anzahl von Stellvertretern auf die Dauer ihres Amtes.


